
aufgelesen Die Presse, 20. Jänner 2026

Hinweis: Zur weiteren Bearbeitung des Themas eignen sich die Beiträge „Zurück zum Normalzustand“ (Kleine 
Zeitung, 21. Jänner 2026) und „Mehrheit für längeren Wehrdienst“ (Salzburger Nachrichten, 21. Jänner 2026).
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Wien. Die Regierung ist dieser Tage
bemüht, die Ergebnisse ihrer
Klausur, und somit das Arbeitspro-
gramm für dieses Jahr, gut zu ver-
kaufen. Und so trat am Montag ein
Staatssekretärstrio – Barbara Ei-
binger-Miedl (Finanzen, ÖVP), Ulrike
Königsberger-Ludwig (Konsumen-
tenschutz, SPÖ) und Josef Schellhorn
(Deregulierung, Neos) – vor die
Presse. 

Unter dem Motto „Inflation
senken, Aufschwung ermöglichen“
zogen sie Bilanz über die in diesem
Bereich schon gesetzten Schritte und
gaben einen Ausblick über die nun
neu geplanten Maßnahmen.

Zur Teuerungsbekämpfung will
die Regierung, wie sie nach ihrer
Klausur überraschend bekanntgab,
ab 1. Juli die Mehrwertsteuer auf be-
stimmte Grundnahrungsmittel auf
unter fünf Prozent setzen. Die EU er-
laubt zwar nur zwei begünstigte Steu-
ersätze, lässt aber einen weiteren zu,
wenn dieser unter fünf Prozent liegt.

Für welche Produkte die Umsatz-
steuer gesenkt werden soll, steht
aber noch nicht fest. Vizekanzler An-
dreas Babler (SPÖ) hatte am Sonntag
in der „ORF-Pressestunde“ bereits
Produkte aufgelistet. Das sei nur ein

erster Vorschlag, der nun am Tisch
liege, stellte Eibinger-Miedl klar. Es
werde noch Verhandlungen und Ge-
spräche mit Experten geben, um
einen geeigneten Warenkorb zusam-
menzustellen. Dass die Mehrwert-
steuersenkung notwendig sei, macht
Königsberger-Ludwig daran fest,
dass sich Österreich im Lebensmittel-
bereich mit 4,1 Prozent im Dezember
im europäischen Spitzenfeld der
Teuerung befinde. 

Gegenfinanziert werden soll der
niedrigere Mehrwertsteuersatz be-
kanntlich über eine Paketabgabe für
Drittstaatensendungen (das wird
derzeit EU-weit vorbereitet, Öster-
reich will auf die EU-weite Gebühr
von drei Euro noch etwas drauf-
schlagen) und über eine Plastikab-

Was die Lebensmittelpreise an-
geht, verwies das Trio auch auf das
Anti-Mogelpackungsgesetz (“Shrink-
flation-Gesetz“), das im April umge-
setzt werden soll, auf die geplante
zentrale Preistransparenzdatenbank
und den von der Statistik Austria vor-
gestellten Preisradar. Die Preissteige-
rung beim Wohnen will man über die
Mietpreisbremse bekämpfen: Seit
diesem Jahr gilt eine gesetzliche De-
ckelung von Mieterhöhungen,
zudem wird die Mindestbefristung
neuer Mietverträge von drei auf fünf
Jahre verlängert. 

Bereits wirksam sei das im De-
zember beschlossene Energiepaket.
Dieses umfasst unter anderem eine
Senkung der Elektrizitätsabgabe für
Haushalte auf 0,1 Cent, eine Halbie-
rung für Unternehmen, Entlas-
tungen bei Netz- und Abgaben sowie
einen Strompreisdeckel von 10 Cent
pro Kilowattstunde im Krisenfall. 

Zum Schluss hielt Schellhorn
noch fest: „Strukturänderungen
brauchen Zeit. All jenen, die sagen,
wir brauchen hier einen Milei ( Javier,
Anm.) muss man sagen, dass unsere
Verfassung, geschrieben von Kelsen,
eine andere ist. Da geht es nicht so
schnell.“ (red.)

bald gestorben“. Es gebe ja sein
Staatssekretariat, um darauf zu
schauen, dass es durch die Gesetzge-
bung zu keinem Bürokratieaufbau
komme. Ein „zweites großes Entbü-
rokratisierungspaket“ kündigte er
für Juni an. 

Wird es reichen?

Ob die bereits beschlossenen Schritte
in den Bereichen Wohnen, Energie
und Lebensmittel ausreichen
werden, um im kommenden Jahr das
von Kanzler Christian Stocker (ÖVP)
ausgegebene Inflationsziel von zwei
Prozent zu erreichen, könne man
aber nicht voraussagen – das sei auch
stark von globalen Entwicklungen
abhängig, sagte Schellhorn. Eibinger-
Miedl zeigte sich aber optimistisch.

gabe auf nicht recycelbares Plastik.
Letzteres würde heißen, dass Produ-
zenten, die nicht recyclebare Kunst-
stoffe verwenden, eine Abgabe
zahlen müssen. Man arbeite jetzt an
der konkreten Ausgestaltung der
Plastik-Abgabe, sagte Königsberger-
Ludwig. „Wir werden auch in diesem
Bereich genau darauf achten
müssen, dass diese Plastikabgabe
dann nicht an die Konsumentinnen
und Konsumenten weitergegeben
wird.“ Darauf müsse die Bundeswett-
bewerbsbehörde etwa mit Hilfe der
Preistransparenzdatenbank achten.

Angesprochen auf die Bedenken
der Industrie, dass aus der Plastikab-
gabe ein „Bürokratie-Monster“
werden könnte, erklärte Schellhorn:
„Zu Tode gefürchtet ist auch schon

Regierung. Deregulierungsstaatssekretär Josef Schellhorn (Neos) kündigte an,

darauf achten zu wollen, dass die Maßnahme zur Finanzierung der

Mehrwertsteuersenkung kein „Bürokratie-Monster“ werde.

Plastik-Abgabe soll nur
Unternehmen belasten

Wien. In Österreich stehen eine Ver-
längerung der Wehrpflicht und eine
Wiedereinführung der verpflich-
tenden Milizübungen bevor: Am
Dienstag wird eine von Verteidi-
gungsministerin Klaudia Tanner
(ÖVP) eingerichtete Kommission ihre
Konzepte für die künftige Ausgestal-
tung der Wehrpflicht präsentieren,
danach ist die Politik am Wort. In der
Koalition müssten noch Neos und
SPÖ überzeugt werden: Sie haben
sich im Vorfeld gegen eine längere
Wehrpflicht ausgesprochen. Aber
wie organisieren andere Länder ihre
Landesverteidigung? Die Konzepte
sind unterschiedlich. 

Berufsarmeen in den
großen Ländern

Die Österreicher haben 2012 in einer
Volksbefragung die Umstellung auf
ein Berufsheer abgelehnt, andere
Länder haben diesen Schwenk voll-
zogen: Deutschland hat 2011 die
Wehrpflicht ausgesetzt, Frankreich
hat diesen Schritt schon 1997 voll-
zogen, Großbritannien schon 1963.
Die USA sind 1973, nach dem Viet-
namkrieg, auf ein Berufsheer umge-
stiegen. Auch andere große Länder,
wie Italien oder Spanien, vertrauen
auf Berufssoldaten. Unter den klei-
neren Nationen sind es beispiels-

weise Slowenien, Belgien, Portugal,
Ungarn oder Bulgarien.

Inzwischen findet aber in vielen
dieser Länder ein Umdenken statt. In
Deutschland gibt es ebenso wie in
Frankreich und Großbritannien Be-
strebungen, wieder auf eine Wehr-
pflicht zu setzen. In Deutschland hat
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
klärt, dass er die Wiedereinführung
für wahrscheinlich halte. Die Bun-
deswehr müsse wieder „zurück in
die Mitte unserer Gesellschaft“. Das
allerdings ist noch nicht Regierungs-
linie: Da setzt man eher auf die Ver-
stärkung der Freiwilligkeit. Einen
ersten Schritt Richtung Wehrpflicht
gibt es aber schon: Seit Beginn dieses
Jahres müssen alle jungen Männer
zur Musterung. 

Polen hat zwar weiter eine Frei-
willigenarmee, hat aber inzwischen
beschlossen, dass alle Staatsbürger
zur Armee eingezogen werden
können, auch solche, die im Ausland
leben. Den Schwenk schon vollzogen
hat Kroatien: Da sind seit Anfang
Jänner alle für tauglich befundenen
jungen Männer verpflichtet, eine
zweimonatige Grundausbildung zu
machen. Nichts ändern am aktuellen

dienst eingezogen. Das Auswahlkri-
terium: Militärdienst sollen die Ge-
sündesten und Fittesten leisten – so
sie einen guten schulischen Back-
ground haben. Auch die Frage, ob
man dem Wehrdienst positiv gegen-
über steht, spielt eine Rolle. Der
Wehrdienst dauert je nach Verwen-
dung sechs bis 15 Monate

Auch Dänemark hat den Wehr-
dienst für Frauen eingeführt. Im Ge-
gensatz zu Schweden setzt man dort
aber auf Freiwilligkeit. Erst wenn sich
nicht genügend Freiwillige finden
sollten, greift man auf Verpflich-
tungen zurück, wobei dann die
Wehrpflichtigen per Los bestimmt
werden. In den vergangenen Jahren
war das allerdings nicht notwendig,
es haben sich immer genügend Frei-
willige für den elfmonatigen Wehr-
dienst gefunden. 

Ein Land vertraut ganz auf
den Schutz der Nato

Nicht jedes Land hat eine eigene Ver-
teidigung. Island verzichtet auf eine
Armee. Das Land ist im Jahr 1949
unter der Voraussetzung der Nato
beigetreten, keine eigenen Truppen
unterhalten zu müssen. Man setzt
ganz auf den Schutz durch das Vertei-
digungsbündnis. Bei der Luftraum-
und Küstenüberwachung kooperiert
die ehemalige dänische Kolonie mit
Dänemark und Norwegen. 

baltischen Staaten dauert der Grund-
wehrdienst neun bis zwölf Monate, in
Griechenland zwölf Monate. In Finn-
land kann der Grundwehrdienst je
nach Spezialisierung sechs, neun
oder zwölf Monate dauern, danach
sind Waffenübungen zu absolvieren. 

Schweden geht neue
Wege bei Rekrutierung

Innovativ sind die Konzepte, die
Schweden bei der Wiedereinführung
der Wehrpflicht gewählt hat. In
Schweden sind Männer und Frauen
gleichermaßen wehrpflichtig, es
wird aber nicht der gesamte Jahrgang
eingezogen. Und im Gegensatz zu an-
deren Ländern setzt man auch nicht
auf Freiwilligkeit, sondern die Armee
sucht sich gezielt die am besten geeig-
neten Kandidaten für den Wehr-
dienst aus. 

Konkret sieht dies so aus, dass
alle jungen Menschen einen Frage-
bogen ausfüllen müssen. Rund 30
Prozent jedes Jahrgangs werden
dann zur Musterung eingeladen,
8000 von 110.000 eines Jahrganges
werden dann tatsächlich zum Militär-

Status will Spanien. Und auch in Ita-
lien wird maximal über eine freiwil-
lige Wehrpflicht diskutiert. 

Schweiz als Vorbild für
Milizsysteme

Die Schweiz ist nicht nur ein Vorbild
für die österreichische Neutralität,
sondern auch für das Milizsystem:
Unser Nachbarland hat eine echte Mi-
lizarmee, die Miliz ist also der Kern
der Truppe und nicht eine Ergän-
zung für die Berufskader. Berufssol-
daten gibt es dort auch, sie machen
aber nur fünf Prozent der Truppe
aus. Die Grundausbildung für die Re-
kruten dauert 18 Wochen und muss
im Alter von 18 bis 24 absolviert
werden, in den neun Jahren danach
sind sechs Truppenübungen von je-
weils drei Wochen Dauer zu absol-
vieren. 

In der EU haben neben Öster-
reich auch noch die baltischen
Staaten Estland, Lettland und Li-
tauen, die Wehrpflicht beibehalten,
weiters Griechenland, Zypern, Finn-
land und Dänemark. Schweden hat
sie 2017 wieder eingeführt. In den

Wehrpflicht. Vom Milizsystem bis zur reinen Berufsarmee: Die

Konzepte in Europa sind unterschiedlich. Viele Länder in Europa

sind dabei, sich umzuorientieren. 

VON MARTIN FRITZL
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bemüht, die Ergebnisse ihrer
Klausur, und somit das Arbeitspro-
gramm für dieses Jahr, gut zu ver-
kaufen. Und so trat am Montag ein
Staatssekretärstrio – Barbara Ei-
binger-Miedl (Finanzen, ÖVP), Ulrike
Königsberger-Ludwig (Konsumen-
tenschutz, SPÖ) und Josef Schellhorn
(Deregulierung, Neos) – vor die
Presse. 

Unter dem Motto „Inflation
senken, Aufschwung ermöglichen“
zogen sie Bilanz über die in diesem
Bereich schon gesetzten Schritte und
gaben einen Ausblick über die nun
neu geplanten Maßnahmen.

Zur Teuerungsbekämpfung will
die Regierung, wie sie nach ihrer
Klausur überraschend bekanntgab,
ab 1. Juli die Mehrwertsteuer auf be-
stimmte Grundnahrungsmittel auf
unter fünf Prozent setzen. Die EU er-
laubt zwar nur zwei begünstigte Steu-
ersätze, lässt aber einen weiteren zu,
wenn dieser unter fünf Prozent liegt.

Für welche Produkte die Umsatz-
steuer gesenkt werden soll, steht
aber noch nicht fest. Vizekanzler An-
dreas Babler (SPÖ) hatte am Sonntag
in der „ORF-Pressestunde“ bereits
Produkte aufgelistet. Das sei nur ein

erster Vorschlag, der nun am Tisch
liege, stellte Eibinger-Miedl klar. Es
werde noch Verhandlungen und Ge-
spräche mit Experten geben, um
einen geeigneten Warenkorb zusam-
menzustellen. Dass die Mehrwert-
steuersenkung notwendig sei, macht
Königsberger-Ludwig daran fest,
dass sich Österreich im Lebensmittel-
bereich mit 4,1 Prozent im Dezember
im europäischen Spitzenfeld der
Teuerung befinde. 

Gegenfinanziert werden soll der
niedrigere Mehrwertsteuersatz be-
kanntlich über eine Paketabgabe für
Drittstaatensendungen (das wird
derzeit EU-weit vorbereitet, Öster-
reich will auf die EU-weite Gebühr
von drei Euro noch etwas drauf-
schlagen) und über eine Plastikab-

Was die Lebensmittelpreise an-
geht, verwies das Trio auch auf das
Anti-Mogelpackungsgesetz (“Shrink-
flation-Gesetz“), das im April umge-
setzt werden soll, auf die geplante
zentrale Preistransparenzdatenbank
und den von der Statistik Austria vor-
gestellten Preisradar. Die Preissteige-
rung beim Wohnen will man über die
Mietpreisbremse bekämpfen: Seit
diesem Jahr gilt eine gesetzliche De-
ckelung von Mieterhöhungen,
zudem wird die Mindestbefristung
neuer Mietverträge von drei auf fünf
Jahre verlängert. 

Bereits wirksam sei das im De-
zember beschlossene Energiepaket.
Dieses umfasst unter anderem eine
Senkung der Elektrizitätsabgabe für
Haushalte auf 0,1 Cent, eine Halbie-
rung für Unternehmen, Entlas-
tungen bei Netz- und Abgaben sowie
einen Strompreisdeckel von 10 Cent
pro Kilowattstunde im Krisenfall. 

Zum Schluss hielt Schellhorn
noch fest: „Strukturänderungen
brauchen Zeit. All jenen, die sagen,
wir brauchen hier einen Milei ( Javier,
Anm.) muss man sagen, dass unsere
Verfassung, geschrieben von Kelsen,
eine andere ist. Da geht es nicht so
schnell.“ (red.)

bald gestorben“. Es gebe ja sein
Staatssekretariat, um darauf zu
schauen, dass es durch die Gesetzge-
bung zu keinem Bürokratieaufbau
komme. Ein „zweites großes Entbü-
rokratisierungspaket“ kündigte er
für Juni an. 

Wird es reichen?

Ob die bereits beschlossenen Schritte
in den Bereichen Wohnen, Energie
und Lebensmittel ausreichen
werden, um im kommenden Jahr das
von Kanzler Christian Stocker (ÖVP)
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Prozent zu erreichen, könne man
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stark von globalen Entwicklungen
abhängig, sagte Schellhorn. Eibinger-
Miedl zeigte sich aber optimistisch.

gabe auf nicht recycelbares Plastik.
Letzteres würde heißen, dass Produ-
zenten, die nicht recyclebare Kunst-
stoffe verwenden, eine Abgabe
zahlen müssen. Man arbeite jetzt an
der konkreten Ausgestaltung der
Plastik-Abgabe, sagte Königsberger-
Ludwig. „Wir werden auch in diesem
Bereich genau darauf achten
müssen, dass diese Plastikabgabe
dann nicht an die Konsumentinnen
und Konsumenten weitergegeben
wird.“ Darauf müsse die Bundeswett-
bewerbsbehörde etwa mit Hilfe der
Preistransparenzdatenbank achten.

Angesprochen auf die Bedenken
der Industrie, dass aus der Plastikab-
gabe ein „Bürokratie-Monster“
werden könnte, erklärte Schellhorn:
„Zu Tode gefürchtet ist auch schon

Regierung. Deregulierungsstaatssekretär Josef Schellhorn (Neos) kündigte an,

darauf achten zu wollen, dass die Maßnahme zur Finanzierung der

Mehrwertsteuersenkung kein „Bürokratie-Monster“ werde.

Plastik-Abgabe soll nur
Unternehmen belasten

Wien. In Österreich stehen eine Ver-
längerung der Wehrpflicht und eine
Wiedereinführung der verpflich-
tenden Milizübungen bevor: Am
Dienstag wird eine von Verteidi-
gungsministerin Klaudia Tanner
(ÖVP) eingerichtete Kommission ihre
Konzepte für die künftige Ausgestal-
tung der Wehrpflicht präsentieren,
danach ist die Politik am Wort. In der
Koalition müssten noch Neos und
SPÖ überzeugt werden: Sie haben
sich im Vorfeld gegen eine längere
Wehrpflicht ausgesprochen. Aber
wie organisieren andere Länder ihre
Landesverteidigung? Die Konzepte
sind unterschiedlich. 

Berufsarmeen in den
großen Ländern

Die Österreicher haben 2012 in einer
Volksbefragung die Umstellung auf
ein Berufsheer abgelehnt, andere
Länder haben diesen Schwenk voll-
zogen: Deutschland hat 2011 die
Wehrpflicht ausgesetzt, Frankreich
hat diesen Schritt schon 1997 voll-
zogen, Großbritannien schon 1963.
Die USA sind 1973, nach dem Viet-
namkrieg, auf ein Berufsheer umge-
stiegen. Auch andere große Länder,
wie Italien oder Spanien, vertrauen
auf Berufssoldaten. Unter den klei-
neren Nationen sind es beispiels-

weise Slowenien, Belgien, Portugal,
Ungarn oder Bulgarien.

Inzwischen findet aber in vielen
dieser Länder ein Umdenken statt. In
Deutschland gibt es ebenso wie in
Frankreich und Großbritannien Be-
strebungen, wieder auf eine Wehr-
pflicht zu setzen. In Deutschland hat
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
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deswehr müsse wieder „zurück in
die Mitte unserer Gesellschaft“. Das
allerdings ist noch nicht Regierungs-
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stärkung der Freiwilligkeit. Einen
ersten Schritt Richtung Wehrpflicht
gibt es aber schon: Seit Beginn dieses
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zur Musterung. 

Polen hat zwar weiter eine Frei-
willigenarmee, hat aber inzwischen
beschlossen, dass alle Staatsbürger
zur Armee eingezogen werden
können, auch solche, die im Ausland
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jungen Männer verpflichtet, eine
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Staatssekretärstrio – Barbara Ei-
binger-Miedl (Finanzen, ÖVP), Ulrike
Königsberger-Ludwig (Konsumen-
tenschutz, SPÖ) und Josef Schellhorn
(Deregulierung, Neos) – vor die
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Unter dem Motto „Inflation
senken, Aufschwung ermöglichen“
zogen sie Bilanz über die in diesem
Bereich schon gesetzten Schritte und
gaben einen Ausblick über die nun
neu geplanten Maßnahmen.

Zur Teuerungsbekämpfung will
die Regierung, wie sie nach ihrer
Klausur überraschend bekanntgab,
ab 1. Juli die Mehrwertsteuer auf be-
stimmte Grundnahrungsmittel auf
unter fünf Prozent setzen. Die EU er-
laubt zwar nur zwei begünstigte Steu-
ersätze, lässt aber einen weiteren zu,
wenn dieser unter fünf Prozent liegt.

Für welche Produkte die Umsatz-
steuer gesenkt werden soll, steht
aber noch nicht fest. Vizekanzler An-
dreas Babler (SPÖ) hatte am Sonntag
in der „ORF-Pressestunde“ bereits
Produkte aufgelistet. Das sei nur ein

erster Vorschlag, der nun am Tisch
liege, stellte Eibinger-Miedl klar. Es
werde noch Verhandlungen und Ge-
spräche mit Experten geben, um
einen geeigneten Warenkorb zusam-
menzustellen. Dass die Mehrwert-
steuersenkung notwendig sei, macht
Königsberger-Ludwig daran fest,
dass sich Österreich im Lebensmittel-
bereich mit 4,1 Prozent im Dezember
im europäischen Spitzenfeld der
Teuerung befinde. 

Gegenfinanziert werden soll der
niedrigere Mehrwertsteuersatz be-
kanntlich über eine Paketabgabe für
Drittstaatensendungen (das wird
derzeit EU-weit vorbereitet, Öster-
reich will auf die EU-weite Gebühr
von drei Euro noch etwas drauf-
schlagen) und über eine Plastikab-

Was die Lebensmittelpreise an-
geht, verwies das Trio auch auf das
Anti-Mogelpackungsgesetz (“Shrink-
flation-Gesetz“), das im April umge-
setzt werden soll, auf die geplante
zentrale Preistransparenzdatenbank
und den von der Statistik Austria vor-
gestellten Preisradar. Die Preissteige-
rung beim Wohnen will man über die
Mietpreisbremse bekämpfen: Seit
diesem Jahr gilt eine gesetzliche De-
ckelung von Mieterhöhungen,
zudem wird die Mindestbefristung
neuer Mietverträge von drei auf fünf
Jahre verlängert. 

Bereits wirksam sei das im De-
zember beschlossene Energiepaket.
Dieses umfasst unter anderem eine
Senkung der Elektrizitätsabgabe für
Haushalte auf 0,1 Cent, eine Halbie-
rung für Unternehmen, Entlas-
tungen bei Netz- und Abgaben sowie
einen Strompreisdeckel von 10 Cent
pro Kilowattstunde im Krisenfall. 

Zum Schluss hielt Schellhorn
noch fest: „Strukturänderungen
brauchen Zeit. All jenen, die sagen,
wir brauchen hier einen Milei ( Javier,
Anm.) muss man sagen, dass unsere
Verfassung, geschrieben von Kelsen,
eine andere ist. Da geht es nicht so
schnell.“ (red.)

bald gestorben“. Es gebe ja sein
Staatssekretariat, um darauf zu
schauen, dass es durch die Gesetzge-
bung zu keinem Bürokratieaufbau
komme. Ein „zweites großes Entbü-
rokratisierungspaket“ kündigte er
für Juni an. 

Wird es reichen?

Ob die bereits beschlossenen Schritte
in den Bereichen Wohnen, Energie
und Lebensmittel ausreichen
werden, um im kommenden Jahr das
von Kanzler Christian Stocker (ÖVP)
ausgegebene Inflationsziel von zwei
Prozent zu erreichen, könne man
aber nicht voraussagen – das sei auch
stark von globalen Entwicklungen
abhängig, sagte Schellhorn. Eibinger-
Miedl zeigte sich aber optimistisch.

gabe auf nicht recycelbares Plastik.
Letzteres würde heißen, dass Produ-
zenten, die nicht recyclebare Kunst-
stoffe verwenden, eine Abgabe
zahlen müssen. Man arbeite jetzt an
der konkreten Ausgestaltung der
Plastik-Abgabe, sagte Königsberger-
Ludwig. „Wir werden auch in diesem
Bereich genau darauf achten
müssen, dass diese Plastikabgabe
dann nicht an die Konsumentinnen
und Konsumenten weitergegeben
wird.“ Darauf müsse die Bundeswett-
bewerbsbehörde etwa mit Hilfe der
Preistransparenzdatenbank achten.

Angesprochen auf die Bedenken
der Industrie, dass aus der Plastikab-
gabe ein „Bürokratie-Monster“
werden könnte, erklärte Schellhorn:
„Zu Tode gefürchtet ist auch schon

Regierung. Deregulierungsstaatssekretär Josef Schellhorn (Neos) kündigte an,

darauf achten zu wollen, dass die Maßnahme zur Finanzierung der

Mehrwertsteuersenkung kein „Bürokratie-Monster“ werde.

Plastik-Abgabe soll nur
Unternehmen belasten

Wien. In Österreich stehen eine Ver-
längerung der Wehrpflicht und eine
Wiedereinführung der verpflich-
tenden Milizübungen bevor: Am
Dienstag wird eine von Verteidi-
gungsministerin Klaudia Tanner
(ÖVP) eingerichtete Kommission ihre
Konzepte für die künftige Ausgestal-
tung der Wehrpflicht präsentieren,
danach ist die Politik am Wort. In der
Koalition müssten noch Neos und
SPÖ überzeugt werden: Sie haben
sich im Vorfeld gegen eine längere
Wehrpflicht ausgesprochen. Aber
wie organisieren andere Länder ihre
Landesverteidigung? Die Konzepte
sind unterschiedlich. 

Berufsarmeen in den
großen Ländern

Die Österreicher haben 2012 in einer
Volksbefragung die Umstellung auf
ein Berufsheer abgelehnt, andere
Länder haben diesen Schwenk voll-
zogen: Deutschland hat 2011 die
Wehrpflicht ausgesetzt, Frankreich
hat diesen Schritt schon 1997 voll-
zogen, Großbritannien schon 1963.
Die USA sind 1973, nach dem Viet-
namkrieg, auf ein Berufsheer umge-
stiegen. Auch andere große Länder,
wie Italien oder Spanien, vertrauen
auf Berufssoldaten. Unter den klei-
neren Nationen sind es beispiels-

weise Slowenien, Belgien, Portugal,
Ungarn oder Bulgarien.

Inzwischen findet aber in vielen
dieser Länder ein Umdenken statt. In
Deutschland gibt es ebenso wie in
Frankreich und Großbritannien Be-
strebungen, wieder auf eine Wehr-
pflicht zu setzen. In Deutschland hat
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
klärt, dass er die Wiedereinführung
für wahrscheinlich halte. Die Bun-
deswehr müsse wieder „zurück in
die Mitte unserer Gesellschaft“. Das
allerdings ist noch nicht Regierungs-
linie: Da setzt man eher auf die Ver-
stärkung der Freiwilligkeit. Einen
ersten Schritt Richtung Wehrpflicht
gibt es aber schon: Seit Beginn dieses
Jahres müssen alle jungen Männer
zur Musterung. 

Polen hat zwar weiter eine Frei-
willigenarmee, hat aber inzwischen
beschlossen, dass alle Staatsbürger
zur Armee eingezogen werden
können, auch solche, die im Ausland
leben. Den Schwenk schon vollzogen
hat Kroatien: Da sind seit Anfang
Jänner alle für tauglich befundenen
jungen Männer verpflichtet, eine
zweimonatige Grundausbildung zu
machen. Nichts ändern am aktuellen

dienst eingezogen. Das Auswahlkri-
terium: Militärdienst sollen die Ge-
sündesten und Fittesten leisten – so
sie einen guten schulischen Back-
ground haben. Auch die Frage, ob
man dem Wehrdienst positiv gegen-
über steht, spielt eine Rolle. Der
Wehrdienst dauert je nach Verwen-
dung sechs bis 15 Monate

Auch Dänemark hat den Wehr-
dienst für Frauen eingeführt. Im Ge-
gensatz zu Schweden setzt man dort
aber auf Freiwilligkeit. Erst wenn sich
nicht genügend Freiwillige finden
sollten, greift man auf Verpflich-
tungen zurück, wobei dann die
Wehrpflichtigen per Los bestimmt
werden. In den vergangenen Jahren
war das allerdings nicht notwendig,
es haben sich immer genügend Frei-
willige für den elfmonatigen Wehr-
dienst gefunden. 

Ein Land vertraut ganz auf
den Schutz der Nato

Nicht jedes Land hat eine eigene Ver-
teidigung. Island verzichtet auf eine
Armee. Das Land ist im Jahr 1949
unter der Voraussetzung der Nato
beigetreten, keine eigenen Truppen
unterhalten zu müssen. Man setzt
ganz auf den Schutz durch das Vertei-
digungsbündnis. Bei der Luftraum-
und Küstenüberwachung kooperiert
die ehemalige dänische Kolonie mit
Dänemark und Norwegen. 

baltischen Staaten dauert der Grund-
wehrdienst neun bis zwölf Monate, in
Griechenland zwölf Monate. In Finn-
land kann der Grundwehrdienst je
nach Spezialisierung sechs, neun
oder zwölf Monate dauern, danach
sind Waffenübungen zu absolvieren. 

Schweden geht neue
Wege bei Rekrutierung

Innovativ sind die Konzepte, die
Schweden bei der Wiedereinführung
der Wehrpflicht gewählt hat. In
Schweden sind Männer und Frauen
gleichermaßen wehrpflichtig, es
wird aber nicht der gesamte Jahrgang
eingezogen. Und im Gegensatz zu an-
deren Ländern setzt man auch nicht
auf Freiwilligkeit, sondern die Armee
sucht sich gezielt die am besten geeig-
neten Kandidaten für den Wehr-
dienst aus. 

Konkret sieht dies so aus, dass
alle jungen Menschen einen Frage-
bogen ausfüllen müssen. Rund 30
Prozent jedes Jahrgangs werden
dann zur Musterung eingeladen,
8000 von 110.000 eines Jahrganges
werden dann tatsächlich zum Militär-

Status will Spanien. Und auch in Ita-
lien wird maximal über eine freiwil-
lige Wehrpflicht diskutiert. 

Schweiz als Vorbild für
Milizsysteme

Die Schweiz ist nicht nur ein Vorbild
für die österreichische Neutralität,
sondern auch für das Milizsystem:
Unser Nachbarland hat eine echte Mi-
lizarmee, die Miliz ist also der Kern
der Truppe und nicht eine Ergän-
zung für die Berufskader. Berufssol-
daten gibt es dort auch, sie machen
aber nur fünf Prozent der Truppe
aus. Die Grundausbildung für die Re-
kruten dauert 18 Wochen und muss
im Alter von 18 bis 24 absolviert
werden, in den neun Jahren danach
sind sechs Truppenübungen von je-
weils drei Wochen Dauer zu absol-
vieren. 

In der EU haben neben Öster-
reich auch noch die baltischen
Staaten Estland, Lettland und Li-
tauen, die Wehrpflicht beibehalten,
weiters Griechenland, Zypern, Finn-
land und Dänemark. Schweden hat
sie 2017 wieder eingeführt. In den

Wehrpflicht. Vom Milizsystem bis zur reinen Berufsarmee: Die

Konzepte in Europa sind unterschiedlich. Viele Länder in Europa

sind dabei, sich umzuorientieren. 

VON MARTIN FRITZL
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Wien. Die Regierung ist dieser Tage
bemüht, die Ergebnisse ihrer
Klausur, und somit das Arbeitspro-
gramm für dieses Jahr, gut zu ver-
kaufen. Und so trat am Montag ein
Staatssekretärstrio – Barbara Ei-
binger-Miedl (Finanzen, ÖVP), Ulrike
Königsberger-Ludwig (Konsumen-
tenschutz, SPÖ) und Josef Schellhorn
(Deregulierung, Neos) – vor die
Presse. 

Unter dem Motto „Inflation
senken, Aufschwung ermöglichen“
zogen sie Bilanz über die in diesem
Bereich schon gesetzten Schritte und
gaben einen Ausblick über die nun
neu geplanten Maßnahmen.

Zur Teuerungsbekämpfung will
die Regierung, wie sie nach ihrer
Klausur überraschend bekanntgab,
ab 1. Juli die Mehrwertsteuer auf be-
stimmte Grundnahrungsmittel auf
unter fünf Prozent setzen. Die EU er-
laubt zwar nur zwei begünstigte Steu-
ersätze, lässt aber einen weiteren zu,
wenn dieser unter fünf Prozent liegt.

Für welche Produkte die Umsatz-
steuer gesenkt werden soll, steht
aber noch nicht fest. Vizekanzler An-
dreas Babler (SPÖ) hatte am Sonntag
in der „ORF-Pressestunde“ bereits
Produkte aufgelistet. Das sei nur ein

erster Vorschlag, der nun am Tisch
liege, stellte Eibinger-Miedl klar. Es
werde noch Verhandlungen und Ge-
spräche mit Experten geben, um
einen geeigneten Warenkorb zusam-
menzustellen. Dass die Mehrwert-
steuersenkung notwendig sei, macht
Königsberger-Ludwig daran fest,
dass sich Österreich im Lebensmittel-
bereich mit 4,1 Prozent im Dezember
im europäischen Spitzenfeld der
Teuerung befinde. 

Gegenfinanziert werden soll der
niedrigere Mehrwertsteuersatz be-
kanntlich über eine Paketabgabe für
Drittstaatensendungen (das wird
derzeit EU-weit vorbereitet, Öster-
reich will auf die EU-weite Gebühr
von drei Euro noch etwas drauf-
schlagen) und über eine Plastikab-

Was die Lebensmittelpreise an-
geht, verwies das Trio auch auf das
Anti-Mogelpackungsgesetz (“Shrink-
flation-Gesetz“), das im April umge-
setzt werden soll, auf die geplante
zentrale Preistransparenzdatenbank
und den von der Statistik Austria vor-
gestellten Preisradar. Die Preissteige-
rung beim Wohnen will man über die
Mietpreisbremse bekämpfen: Seit
diesem Jahr gilt eine gesetzliche De-
ckelung von Mieterhöhungen,
zudem wird die Mindestbefristung
neuer Mietverträge von drei auf fünf
Jahre verlängert. 

Bereits wirksam sei das im De-
zember beschlossene Energiepaket.
Dieses umfasst unter anderem eine
Senkung der Elektrizitätsabgabe für
Haushalte auf 0,1 Cent, eine Halbie-
rung für Unternehmen, Entlas-
tungen bei Netz- und Abgaben sowie
einen Strompreisdeckel von 10 Cent
pro Kilowattstunde im Krisenfall. 

Zum Schluss hielt Schellhorn
noch fest: „Strukturänderungen
brauchen Zeit. All jenen, die sagen,
wir brauchen hier einen Milei ( Javier,
Anm.) muss man sagen, dass unsere
Verfassung, geschrieben von Kelsen,
eine andere ist. Da geht es nicht so
schnell.“ (red.)

bald gestorben“. Es gebe ja sein
Staatssekretariat, um darauf zu
schauen, dass es durch die Gesetzge-
bung zu keinem Bürokratieaufbau
komme. Ein „zweites großes Entbü-
rokratisierungspaket“ kündigte er
für Juni an. 

Wird es reichen?

Ob die bereits beschlossenen Schritte
in den Bereichen Wohnen, Energie
und Lebensmittel ausreichen
werden, um im kommenden Jahr das
von Kanzler Christian Stocker (ÖVP)
ausgegebene Inflationsziel von zwei
Prozent zu erreichen, könne man
aber nicht voraussagen – das sei auch
stark von globalen Entwicklungen
abhängig, sagte Schellhorn. Eibinger-
Miedl zeigte sich aber optimistisch.

gabe auf nicht recycelbares Plastik.
Letzteres würde heißen, dass Produ-
zenten, die nicht recyclebare Kunst-
stoffe verwenden, eine Abgabe
zahlen müssen. Man arbeite jetzt an
der konkreten Ausgestaltung der
Plastik-Abgabe, sagte Königsberger-
Ludwig. „Wir werden auch in diesem
Bereich genau darauf achten
müssen, dass diese Plastikabgabe
dann nicht an die Konsumentinnen
und Konsumenten weitergegeben
wird.“ Darauf müsse die Bundeswett-
bewerbsbehörde etwa mit Hilfe der
Preistransparenzdatenbank achten.

Angesprochen auf die Bedenken
der Industrie, dass aus der Plastikab-
gabe ein „Bürokratie-Monster“
werden könnte, erklärte Schellhorn:
„Zu Tode gefürchtet ist auch schon

Regierung. Deregulierungsstaatssekretär Josef Schellhorn (Neos) kündigte an,

darauf achten zu wollen, dass die Maßnahme zur Finanzierung der

Mehrwertsteuersenkung kein „Bürokratie-Monster“ werde.

Plastik-Abgabe soll nur
Unternehmen belasten

Wien. In Österreich stehen eine Ver-
längerung der Wehrpflicht und eine
Wiedereinführung der verpflich-
tenden Milizübungen bevor: Am
Dienstag wird eine von Verteidi-
gungsministerin Klaudia Tanner
(ÖVP) eingerichtete Kommission ihre
Konzepte für die künftige Ausgestal-
tung der Wehrpflicht präsentieren,
danach ist die Politik am Wort. In der
Koalition müssten noch Neos und
SPÖ überzeugt werden: Sie haben
sich im Vorfeld gegen eine längere
Wehrpflicht ausgesprochen. Aber
wie organisieren andere Länder ihre
Landesverteidigung? Die Konzepte
sind unterschiedlich. 

Berufsarmeen in den
großen Ländern

Die Österreicher haben 2012 in einer
Volksbefragung die Umstellung auf
ein Berufsheer abgelehnt, andere
Länder haben diesen Schwenk voll-
zogen: Deutschland hat 2011 die
Wehrpflicht ausgesetzt, Frankreich
hat diesen Schritt schon 1997 voll-
zogen, Großbritannien schon 1963.
Die USA sind 1973, nach dem Viet-
namkrieg, auf ein Berufsheer umge-
stiegen. Auch andere große Länder,
wie Italien oder Spanien, vertrauen
auf Berufssoldaten. Unter den klei-
neren Nationen sind es beispiels-

weise Slowenien, Belgien, Portugal,
Ungarn oder Bulgarien.

Inzwischen findet aber in vielen
dieser Länder ein Umdenken statt. In
Deutschland gibt es ebenso wie in
Frankreich und Großbritannien Be-
strebungen, wieder auf eine Wehr-
pflicht zu setzen. In Deutschland hat
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
klärt, dass er die Wiedereinführung
für wahrscheinlich halte. Die Bun-
deswehr müsse wieder „zurück in
die Mitte unserer Gesellschaft“. Das
allerdings ist noch nicht Regierungs-
linie: Da setzt man eher auf die Ver-
stärkung der Freiwilligkeit. Einen
ersten Schritt Richtung Wehrpflicht
gibt es aber schon: Seit Beginn dieses
Jahres müssen alle jungen Männer
zur Musterung. 

Polen hat zwar weiter eine Frei-
willigenarmee, hat aber inzwischen
beschlossen, dass alle Staatsbürger
zur Armee eingezogen werden
können, auch solche, die im Ausland
leben. Den Schwenk schon vollzogen
hat Kroatien: Da sind seit Anfang
Jänner alle für tauglich befundenen
jungen Männer verpflichtet, eine
zweimonatige Grundausbildung zu
machen. Nichts ändern am aktuellen

dienst eingezogen. Das Auswahlkri-
terium: Militärdienst sollen die Ge-
sündesten und Fittesten leisten – so
sie einen guten schulischen Back-
ground haben. Auch die Frage, ob
man dem Wehrdienst positiv gegen-
über steht, spielt eine Rolle. Der
Wehrdienst dauert je nach Verwen-
dung sechs bis 15 Monate

Auch Dänemark hat den Wehr-
dienst für Frauen eingeführt. Im Ge-
gensatz zu Schweden setzt man dort
aber auf Freiwilligkeit. Erst wenn sich
nicht genügend Freiwillige finden
sollten, greift man auf Verpflich-
tungen zurück, wobei dann die
Wehrpflichtigen per Los bestimmt
werden. In den vergangenen Jahren
war das allerdings nicht notwendig,
es haben sich immer genügend Frei-
willige für den elfmonatigen Wehr-
dienst gefunden. 

Ein Land vertraut ganz auf
den Schutz der Nato

Nicht jedes Land hat eine eigene Ver-
teidigung. Island verzichtet auf eine
Armee. Das Land ist im Jahr 1949
unter der Voraussetzung der Nato
beigetreten, keine eigenen Truppen
unterhalten zu müssen. Man setzt
ganz auf den Schutz durch das Vertei-
digungsbündnis. Bei der Luftraum-
und Küstenüberwachung kooperiert
die ehemalige dänische Kolonie mit
Dänemark und Norwegen. 

baltischen Staaten dauert der Grund-
wehrdienst neun bis zwölf Monate, in
Griechenland zwölf Monate. In Finn-
land kann der Grundwehrdienst je
nach Spezialisierung sechs, neun
oder zwölf Monate dauern, danach
sind Waffenübungen zu absolvieren. 

Schweden geht neue
Wege bei Rekrutierung

Innovativ sind die Konzepte, die
Schweden bei der Wiedereinführung
der Wehrpflicht gewählt hat. In
Schweden sind Männer und Frauen
gleichermaßen wehrpflichtig, es
wird aber nicht der gesamte Jahrgang
eingezogen. Und im Gegensatz zu an-
deren Ländern setzt man auch nicht
auf Freiwilligkeit, sondern die Armee
sucht sich gezielt die am besten geeig-
neten Kandidaten für den Wehr-
dienst aus. 

Konkret sieht dies so aus, dass
alle jungen Menschen einen Frage-
bogen ausfüllen müssen. Rund 30
Prozent jedes Jahrgangs werden
dann zur Musterung eingeladen,
8000 von 110.000 eines Jahrganges
werden dann tatsächlich zum Militär-

Status will Spanien. Und auch in Ita-
lien wird maximal über eine freiwil-
lige Wehrpflicht diskutiert. 

Schweiz als Vorbild für
Milizsysteme

Die Schweiz ist nicht nur ein Vorbild
für die österreichische Neutralität,
sondern auch für das Milizsystem:
Unser Nachbarland hat eine echte Mi-
lizarmee, die Miliz ist also der Kern
der Truppe und nicht eine Ergän-
zung für die Berufskader. Berufssol-
daten gibt es dort auch, sie machen
aber nur fünf Prozent der Truppe
aus. Die Grundausbildung für die Re-
kruten dauert 18 Wochen und muss
im Alter von 18 bis 24 absolviert
werden, in den neun Jahren danach
sind sechs Truppenübungen von je-
weils drei Wochen Dauer zu absol-
vieren. 

In der EU haben neben Öster-
reich auch noch die baltischen
Staaten Estland, Lettland und Li-
tauen, die Wehrpflicht beibehalten,
weiters Griechenland, Zypern, Finn-
land und Dänemark. Schweden hat
sie 2017 wieder eingeführt. In den

Wehrpflicht. Vom Milizsystem bis zur reinen Berufsarmee: Die

Konzepte in Europa sind unterschiedlich. Viele Länder in Europa

sind dabei, sich umzuorientieren. 

VON MARTIN FRITZL
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Wien. Die Regierung ist dieser Tage
bemüht, die Ergebnisse ihrer
Klausur, und somit das Arbeitspro-
gramm für dieses Jahr, gut zu ver-
kaufen. Und so trat am Montag ein
Staatssekretärstrio – Barbara Ei-
binger-Miedl (Finanzen, ÖVP), Ulrike
Königsberger-Ludwig (Konsumen-
tenschutz, SPÖ) und Josef Schellhorn
(Deregulierung, Neos) – vor die
Presse. 

Unter dem Motto „Inflation
senken, Aufschwung ermöglichen“
zogen sie Bilanz über die in diesem
Bereich schon gesetzten Schritte und
gaben einen Ausblick über die nun
neu geplanten Maßnahmen.

Zur Teuerungsbekämpfung will
die Regierung, wie sie nach ihrer
Klausur überraschend bekanntgab,
ab 1. Juli die Mehrwertsteuer auf be-
stimmte Grundnahrungsmittel auf
unter fünf Prozent setzen. Die EU er-
laubt zwar nur zwei begünstigte Steu-
ersätze, lässt aber einen weiteren zu,
wenn dieser unter fünf Prozent liegt.

Für welche Produkte die Umsatz-
steuer gesenkt werden soll, steht
aber noch nicht fest. Vizekanzler An-
dreas Babler (SPÖ) hatte am Sonntag
in der „ORF-Pressestunde“ bereits
Produkte aufgelistet. Das sei nur ein

erster Vorschlag, der nun am Tisch
liege, stellte Eibinger-Miedl klar. Es
werde noch Verhandlungen und Ge-
spräche mit Experten geben, um
einen geeigneten Warenkorb zusam-
menzustellen. Dass die Mehrwert-
steuersenkung notwendig sei, macht
Königsberger-Ludwig daran fest,
dass sich Österreich im Lebensmittel-
bereich mit 4,1 Prozent im Dezember
im europäischen Spitzenfeld der
Teuerung befinde. 

Gegenfinanziert werden soll der
niedrigere Mehrwertsteuersatz be-
kanntlich über eine Paketabgabe für
Drittstaatensendungen (das wird
derzeit EU-weit vorbereitet, Öster-
reich will auf die EU-weite Gebühr
von drei Euro noch etwas drauf-
schlagen) und über eine Plastikab-

Was die Lebensmittelpreise an-
geht, verwies das Trio auch auf das
Anti-Mogelpackungsgesetz (“Shrink-
flation-Gesetz“), das im April umge-
setzt werden soll, auf die geplante
zentrale Preistransparenzdatenbank
und den von der Statistik Austria vor-
gestellten Preisradar. Die Preissteige-
rung beim Wohnen will man über die
Mietpreisbremse bekämpfen: Seit
diesem Jahr gilt eine gesetzliche De-
ckelung von Mieterhöhungen,
zudem wird die Mindestbefristung
neuer Mietverträge von drei auf fünf
Jahre verlängert. 

Bereits wirksam sei das im De-
zember beschlossene Energiepaket.
Dieses umfasst unter anderem eine
Senkung der Elektrizitätsabgabe für
Haushalte auf 0,1 Cent, eine Halbie-
rung für Unternehmen, Entlas-
tungen bei Netz- und Abgaben sowie
einen Strompreisdeckel von 10 Cent
pro Kilowattstunde im Krisenfall. 

Zum Schluss hielt Schellhorn
noch fest: „Strukturänderungen
brauchen Zeit. All jenen, die sagen,
wir brauchen hier einen Milei ( Javier,
Anm.) muss man sagen, dass unsere
Verfassung, geschrieben von Kelsen,
eine andere ist. Da geht es nicht so
schnell.“ (red.)

bald gestorben“. Es gebe ja sein
Staatssekretariat, um darauf zu
schauen, dass es durch die Gesetzge-
bung zu keinem Bürokratieaufbau
komme. Ein „zweites großes Entbü-
rokratisierungspaket“ kündigte er
für Juni an. 

Wird es reichen?

Ob die bereits beschlossenen Schritte
in den Bereichen Wohnen, Energie
und Lebensmittel ausreichen
werden, um im kommenden Jahr das
von Kanzler Christian Stocker (ÖVP)
ausgegebene Inflationsziel von zwei
Prozent zu erreichen, könne man
aber nicht voraussagen – das sei auch
stark von globalen Entwicklungen
abhängig, sagte Schellhorn. Eibinger-
Miedl zeigte sich aber optimistisch.

gabe auf nicht recycelbares Plastik.
Letzteres würde heißen, dass Produ-
zenten, die nicht recyclebare Kunst-
stoffe verwenden, eine Abgabe
zahlen müssen. Man arbeite jetzt an
der konkreten Ausgestaltung der
Plastik-Abgabe, sagte Königsberger-
Ludwig. „Wir werden auch in diesem
Bereich genau darauf achten
müssen, dass diese Plastikabgabe
dann nicht an die Konsumentinnen
und Konsumenten weitergegeben
wird.“ Darauf müsse die Bundeswett-
bewerbsbehörde etwa mit Hilfe der
Preistransparenzdatenbank achten.

Angesprochen auf die Bedenken
der Industrie, dass aus der Plastikab-
gabe ein „Bürokratie-Monster“
werden könnte, erklärte Schellhorn:
„Zu Tode gefürchtet ist auch schon

Regierung. Deregulierungsstaatssekretär Josef Schellhorn (Neos) kündigte an,

darauf achten zu wollen, dass die Maßnahme zur Finanzierung der

Mehrwertsteuersenkung kein „Bürokratie-Monster“ werde.

Plastik-Abgabe soll nur
Unternehmen belasten

Wien. In Österreich stehen eine Ver-
längerung der Wehrpflicht und eine
Wiedereinführung der verpflich-
tenden Milizübungen bevor: Am
Dienstag wird eine von Verteidi-
gungsministerin Klaudia Tanner
(ÖVP) eingerichtete Kommission ihre
Konzepte für die künftige Ausgestal-
tung der Wehrpflicht präsentieren,
danach ist die Politik am Wort. In der
Koalition müssten noch Neos und
SPÖ überzeugt werden: Sie haben
sich im Vorfeld gegen eine längere
Wehrpflicht ausgesprochen. Aber
wie organisieren andere Länder ihre
Landesverteidigung? Die Konzepte
sind unterschiedlich. 

Berufsarmeen in den
großen Ländern

Die Österreicher haben 2012 in einer
Volksbefragung die Umstellung auf
ein Berufsheer abgelehnt, andere
Länder haben diesen Schwenk voll-
zogen: Deutschland hat 2011 die
Wehrpflicht ausgesetzt, Frankreich
hat diesen Schritt schon 1997 voll-
zogen, Großbritannien schon 1963.
Die USA sind 1973, nach dem Viet-
namkrieg, auf ein Berufsheer umge-
stiegen. Auch andere große Länder,
wie Italien oder Spanien, vertrauen
auf Berufssoldaten. Unter den klei-
neren Nationen sind es beispiels-

weise Slowenien, Belgien, Portugal,
Ungarn oder Bulgarien.

Inzwischen findet aber in vielen
dieser Länder ein Umdenken statt. In
Deutschland gibt es ebenso wie in
Frankreich und Großbritannien Be-
strebungen, wieder auf eine Wehr-
pflicht zu setzen. In Deutschland hat
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
klärt, dass er die Wiedereinführung
für wahrscheinlich halte. Die Bun-
deswehr müsse wieder „zurück in
die Mitte unserer Gesellschaft“. Das
allerdings ist noch nicht Regierungs-
linie: Da setzt man eher auf die Ver-
stärkung der Freiwilligkeit. Einen
ersten Schritt Richtung Wehrpflicht
gibt es aber schon: Seit Beginn dieses
Jahres müssen alle jungen Männer
zur Musterung. 

Polen hat zwar weiter eine Frei-
willigenarmee, hat aber inzwischen
beschlossen, dass alle Staatsbürger
zur Armee eingezogen werden
können, auch solche, die im Ausland
leben. Den Schwenk schon vollzogen
hat Kroatien: Da sind seit Anfang
Jänner alle für tauglich befundenen
jungen Männer verpflichtet, eine
zweimonatige Grundausbildung zu
machen. Nichts ändern am aktuellen

dienst eingezogen. Das Auswahlkri-
terium: Militärdienst sollen die Ge-
sündesten und Fittesten leisten – so
sie einen guten schulischen Back-
ground haben. Auch die Frage, ob
man dem Wehrdienst positiv gegen-
über steht, spielt eine Rolle. Der
Wehrdienst dauert je nach Verwen-
dung sechs bis 15 Monate

Auch Dänemark hat den Wehr-
dienst für Frauen eingeführt. Im Ge-
gensatz zu Schweden setzt man dort
aber auf Freiwilligkeit. Erst wenn sich
nicht genügend Freiwillige finden
sollten, greift man auf Verpflich-
tungen zurück, wobei dann die
Wehrpflichtigen per Los bestimmt
werden. In den vergangenen Jahren
war das allerdings nicht notwendig,
es haben sich immer genügend Frei-
willige für den elfmonatigen Wehr-
dienst gefunden. 

Ein Land vertraut ganz auf
den Schutz der Nato

Nicht jedes Land hat eine eigene Ver-
teidigung. Island verzichtet auf eine
Armee. Das Land ist im Jahr 1949
unter der Voraussetzung der Nato
beigetreten, keine eigenen Truppen
unterhalten zu müssen. Man setzt
ganz auf den Schutz durch das Vertei-
digungsbündnis. Bei der Luftraum-
und Küstenüberwachung kooperiert
die ehemalige dänische Kolonie mit
Dänemark und Norwegen. 

baltischen Staaten dauert der Grund-
wehrdienst neun bis zwölf Monate, in
Griechenland zwölf Monate. In Finn-
land kann der Grundwehrdienst je
nach Spezialisierung sechs, neun
oder zwölf Monate dauern, danach
sind Waffenübungen zu absolvieren. 

Schweden geht neue
Wege bei Rekrutierung

Innovativ sind die Konzepte, die
Schweden bei der Wiedereinführung
der Wehrpflicht gewählt hat. In
Schweden sind Männer und Frauen
gleichermaßen wehrpflichtig, es
wird aber nicht der gesamte Jahrgang
eingezogen. Und im Gegensatz zu an-
deren Ländern setzt man auch nicht
auf Freiwilligkeit, sondern die Armee
sucht sich gezielt die am besten geeig-
neten Kandidaten für den Wehr-
dienst aus. 

Konkret sieht dies so aus, dass
alle jungen Menschen einen Frage-
bogen ausfüllen müssen. Rund 30
Prozent jedes Jahrgangs werden
dann zur Musterung eingeladen,
8000 von 110.000 eines Jahrganges
werden dann tatsächlich zum Militär-

Status will Spanien. Und auch in Ita-
lien wird maximal über eine freiwil-
lige Wehrpflicht diskutiert. 

Schweiz als Vorbild für
Milizsysteme

Die Schweiz ist nicht nur ein Vorbild
für die österreichische Neutralität,
sondern auch für das Milizsystem:
Unser Nachbarland hat eine echte Mi-
lizarmee, die Miliz ist also der Kern
der Truppe und nicht eine Ergän-
zung für die Berufskader. Berufssol-
daten gibt es dort auch, sie machen
aber nur fünf Prozent der Truppe
aus. Die Grundausbildung für die Re-
kruten dauert 18 Wochen und muss
im Alter von 18 bis 24 absolviert
werden, in den neun Jahren danach
sind sechs Truppenübungen von je-
weils drei Wochen Dauer zu absol-
vieren. 

In der EU haben neben Öster-
reich auch noch die baltischen
Staaten Estland, Lettland und Li-
tauen, die Wehrpflicht beibehalten,
weiters Griechenland, Zypern, Finn-
land und Dänemark. Schweden hat
sie 2017 wieder eingeführt. In den

Wehrpflicht. Vom Milizsystem bis zur reinen Berufsarmee: Die

Konzepte in Europa sind unterschiedlich. Viele Länder in Europa

sind dabei, sich umzuorientieren. 

VON MARTIN FRITZL
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Wien. Die Regierung ist dieser Tage
bemüht, die Ergebnisse ihrer
Klausur, und somit das Arbeitspro-
gramm für dieses Jahr, gut zu ver-
kaufen. Und so trat am Montag ein
Staatssekretärstrio – Barbara Ei-
binger-Miedl (Finanzen, ÖVP), Ulrike
Königsberger-Ludwig (Konsumen-
tenschutz, SPÖ) und Josef Schellhorn
(Deregulierung, Neos) – vor die
Presse. 

Unter dem Motto „Inflation
senken, Aufschwung ermöglichen“
zogen sie Bilanz über die in diesem
Bereich schon gesetzten Schritte und
gaben einen Ausblick über die nun
neu geplanten Maßnahmen.

Zur Teuerungsbekämpfung will
die Regierung, wie sie nach ihrer
Klausur überraschend bekanntgab,
ab 1. Juli die Mehrwertsteuer auf be-
stimmte Grundnahrungsmittel auf
unter fünf Prozent setzen. Die EU er-
laubt zwar nur zwei begünstigte Steu-
ersätze, lässt aber einen weiteren zu,
wenn dieser unter fünf Prozent liegt.

Für welche Produkte die Umsatz-
steuer gesenkt werden soll, steht
aber noch nicht fest. Vizekanzler An-
dreas Babler (SPÖ) hatte am Sonntag
in der „ORF-Pressestunde“ bereits
Produkte aufgelistet. Das sei nur ein

erster Vorschlag, der nun am Tisch
liege, stellte Eibinger-Miedl klar. Es
werde noch Verhandlungen und Ge-
spräche mit Experten geben, um
einen geeigneten Warenkorb zusam-
menzustellen. Dass die Mehrwert-
steuersenkung notwendig sei, macht
Königsberger-Ludwig daran fest,
dass sich Österreich im Lebensmittel-
bereich mit 4,1 Prozent im Dezember
im europäischen Spitzenfeld der
Teuerung befinde. 

Gegenfinanziert werden soll der
niedrigere Mehrwertsteuersatz be-
kanntlich über eine Paketabgabe für
Drittstaatensendungen (das wird
derzeit EU-weit vorbereitet, Öster-
reich will auf die EU-weite Gebühr
von drei Euro noch etwas drauf-
schlagen) und über eine Plastikab-

Was die Lebensmittelpreise an-
geht, verwies das Trio auch auf das
Anti-Mogelpackungsgesetz (“Shrink-
flation-Gesetz“), das im April umge-
setzt werden soll, auf die geplante
zentrale Preistransparenzdatenbank
und den von der Statistik Austria vor-
gestellten Preisradar. Die Preissteige-
rung beim Wohnen will man über die
Mietpreisbremse bekämpfen: Seit
diesem Jahr gilt eine gesetzliche De-
ckelung von Mieterhöhungen,
zudem wird die Mindestbefristung
neuer Mietverträge von drei auf fünf
Jahre verlängert. 

Bereits wirksam sei das im De-
zember beschlossene Energiepaket.
Dieses umfasst unter anderem eine
Senkung der Elektrizitätsabgabe für
Haushalte auf 0,1 Cent, eine Halbie-
rung für Unternehmen, Entlas-
tungen bei Netz- und Abgaben sowie
einen Strompreisdeckel von 10 Cent
pro Kilowattstunde im Krisenfall. 

Zum Schluss hielt Schellhorn
noch fest: „Strukturänderungen
brauchen Zeit. All jenen, die sagen,
wir brauchen hier einen Milei ( Javier,
Anm.) muss man sagen, dass unsere
Verfassung, geschrieben von Kelsen,
eine andere ist. Da geht es nicht so
schnell.“ (red.)

bald gestorben“. Es gebe ja sein
Staatssekretariat, um darauf zu
schauen, dass es durch die Gesetzge-
bung zu keinem Bürokratieaufbau
komme. Ein „zweites großes Entbü-
rokratisierungspaket“ kündigte er
für Juni an. 

Wird es reichen?

Ob die bereits beschlossenen Schritte
in den Bereichen Wohnen, Energie
und Lebensmittel ausreichen
werden, um im kommenden Jahr das
von Kanzler Christian Stocker (ÖVP)
ausgegebene Inflationsziel von zwei
Prozent zu erreichen, könne man
aber nicht voraussagen – das sei auch
stark von globalen Entwicklungen
abhängig, sagte Schellhorn. Eibinger-
Miedl zeigte sich aber optimistisch.

gabe auf nicht recycelbares Plastik.
Letzteres würde heißen, dass Produ-
zenten, die nicht recyclebare Kunst-
stoffe verwenden, eine Abgabe
zahlen müssen. Man arbeite jetzt an
der konkreten Ausgestaltung der
Plastik-Abgabe, sagte Königsberger-
Ludwig. „Wir werden auch in diesem
Bereich genau darauf achten
müssen, dass diese Plastikabgabe
dann nicht an die Konsumentinnen
und Konsumenten weitergegeben
wird.“ Darauf müsse die Bundeswett-
bewerbsbehörde etwa mit Hilfe der
Preistransparenzdatenbank achten.

Angesprochen auf die Bedenken
der Industrie, dass aus der Plastikab-
gabe ein „Bürokratie-Monster“
werden könnte, erklärte Schellhorn:
„Zu Tode gefürchtet ist auch schon

Regierung. Deregulierungsstaatssekretär Josef Schellhorn (Neos) kündigte an,

darauf achten zu wollen, dass die Maßnahme zur Finanzierung der

Mehrwertsteuersenkung kein „Bürokratie-Monster“ werde.

Plastik-Abgabe soll nur
Unternehmen belasten

Wien. In Österreich stehen eine Ver-
längerung der Wehrpflicht und eine
Wiedereinführung der verpflich-
tenden Milizübungen bevor: Am
Dienstag wird eine von Verteidi-
gungsministerin Klaudia Tanner
(ÖVP) eingerichtete Kommission ihre
Konzepte für die künftige Ausgestal-
tung der Wehrpflicht präsentieren,
danach ist die Politik am Wort. In der
Koalition müssten noch Neos und
SPÖ überzeugt werden: Sie haben
sich im Vorfeld gegen eine längere
Wehrpflicht ausgesprochen. Aber
wie organisieren andere Länder ihre
Landesverteidigung? Die Konzepte
sind unterschiedlich. 

Berufsarmeen in den
großen Ländern

Die Österreicher haben 2012 in einer
Volksbefragung die Umstellung auf
ein Berufsheer abgelehnt, andere
Länder haben diesen Schwenk voll-
zogen: Deutschland hat 2011 die
Wehrpflicht ausgesetzt, Frankreich
hat diesen Schritt schon 1997 voll-
zogen, Großbritannien schon 1963.
Die USA sind 1973, nach dem Viet-
namkrieg, auf ein Berufsheer umge-
stiegen. Auch andere große Länder,
wie Italien oder Spanien, vertrauen
auf Berufssoldaten. Unter den klei-
neren Nationen sind es beispiels-

weise Slowenien, Belgien, Portugal,
Ungarn oder Bulgarien.

Inzwischen findet aber in vielen
dieser Länder ein Umdenken statt. In
Deutschland gibt es ebenso wie in
Frankreich und Großbritannien Be-
strebungen, wieder auf eine Wehr-
pflicht zu setzen. In Deutschland hat
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
klärt, dass er die Wiedereinführung
für wahrscheinlich halte. Die Bun-
deswehr müsse wieder „zurück in
die Mitte unserer Gesellschaft“. Das
allerdings ist noch nicht Regierungs-
linie: Da setzt man eher auf die Ver-
stärkung der Freiwilligkeit. Einen
ersten Schritt Richtung Wehrpflicht
gibt es aber schon: Seit Beginn dieses
Jahres müssen alle jungen Männer
zur Musterung. 

Polen hat zwar weiter eine Frei-
willigenarmee, hat aber inzwischen
beschlossen, dass alle Staatsbürger
zur Armee eingezogen werden
können, auch solche, die im Ausland
leben. Den Schwenk schon vollzogen
hat Kroatien: Da sind seit Anfang
Jänner alle für tauglich befundenen
jungen Männer verpflichtet, eine
zweimonatige Grundausbildung zu
machen. Nichts ändern am aktuellen

dienst eingezogen. Das Auswahlkri-
terium: Militärdienst sollen die Ge-
sündesten und Fittesten leisten – so
sie einen guten schulischen Back-
ground haben. Auch die Frage, ob
man dem Wehrdienst positiv gegen-
über steht, spielt eine Rolle. Der
Wehrdienst dauert je nach Verwen-
dung sechs bis 15 Monate

Auch Dänemark hat den Wehr-
dienst für Frauen eingeführt. Im Ge-
gensatz zu Schweden setzt man dort
aber auf Freiwilligkeit. Erst wenn sich
nicht genügend Freiwillige finden
sollten, greift man auf Verpflich-
tungen zurück, wobei dann die
Wehrpflichtigen per Los bestimmt
werden. In den vergangenen Jahren
war das allerdings nicht notwendig,
es haben sich immer genügend Frei-
willige für den elfmonatigen Wehr-
dienst gefunden. 

Ein Land vertraut ganz auf
den Schutz der Nato

Nicht jedes Land hat eine eigene Ver-
teidigung. Island verzichtet auf eine
Armee. Das Land ist im Jahr 1949
unter der Voraussetzung der Nato
beigetreten, keine eigenen Truppen
unterhalten zu müssen. Man setzt
ganz auf den Schutz durch das Vertei-
digungsbündnis. Bei der Luftraum-
und Küstenüberwachung kooperiert
die ehemalige dänische Kolonie mit
Dänemark und Norwegen. 

baltischen Staaten dauert der Grund-
wehrdienst neun bis zwölf Monate, in
Griechenland zwölf Monate. In Finn-
land kann der Grundwehrdienst je
nach Spezialisierung sechs, neun
oder zwölf Monate dauern, danach
sind Waffenübungen zu absolvieren. 

Schweden geht neue
Wege bei Rekrutierung

Innovativ sind die Konzepte, die
Schweden bei der Wiedereinführung
der Wehrpflicht gewählt hat. In
Schweden sind Männer und Frauen
gleichermaßen wehrpflichtig, es
wird aber nicht der gesamte Jahrgang
eingezogen. Und im Gegensatz zu an-
deren Ländern setzt man auch nicht
auf Freiwilligkeit, sondern die Armee
sucht sich gezielt die am besten geeig-
neten Kandidaten für den Wehr-
dienst aus. 

Konkret sieht dies so aus, dass
alle jungen Menschen einen Frage-
bogen ausfüllen müssen. Rund 30
Prozent jedes Jahrgangs werden
dann zur Musterung eingeladen,
8000 von 110.000 eines Jahrganges
werden dann tatsächlich zum Militär-

Status will Spanien. Und auch in Ita-
lien wird maximal über eine freiwil-
lige Wehrpflicht diskutiert. 

Schweiz als Vorbild für
Milizsysteme

Die Schweiz ist nicht nur ein Vorbild
für die österreichische Neutralität,
sondern auch für das Milizsystem:
Unser Nachbarland hat eine echte Mi-
lizarmee, die Miliz ist also der Kern
der Truppe und nicht eine Ergän-
zung für die Berufskader. Berufssol-
daten gibt es dort auch, sie machen
aber nur fünf Prozent der Truppe
aus. Die Grundausbildung für die Re-
kruten dauert 18 Wochen und muss
im Alter von 18 bis 24 absolviert
werden, in den neun Jahren danach
sind sechs Truppenübungen von je-
weils drei Wochen Dauer zu absol-
vieren. 

In der EU haben neben Öster-
reich auch noch die baltischen
Staaten Estland, Lettland und Li-
tauen, die Wehrpflicht beibehalten,
weiters Griechenland, Zypern, Finn-
land und Dänemark. Schweden hat
sie 2017 wieder eingeführt. In den

Wehrpflicht. Vom Milizsystem bis zur reinen Berufsarmee: Die

Konzepte in Europa sind unterschiedlich. Viele Länder in Europa

sind dabei, sich umzuorientieren. 

VON MARTIN FRITZL
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Wien. Die Regierung ist dieser Tage
bemüht, die Ergebnisse ihrer
Klausur, und somit das Arbeitspro-
gramm für dieses Jahr, gut zu ver-
kaufen. Und so trat am Montag ein
Staatssekretärstrio – Barbara Ei-
binger-Miedl (Finanzen, ÖVP), Ulrike
Königsberger-Ludwig (Konsumen-
tenschutz, SPÖ) und Josef Schellhorn
(Deregulierung, Neos) – vor die
Presse. 

Unter dem Motto „Inflation
senken, Aufschwung ermöglichen“
zogen sie Bilanz über die in diesem
Bereich schon gesetzten Schritte und
gaben einen Ausblick über die nun
neu geplanten Maßnahmen.

Zur Teuerungsbekämpfung will
die Regierung, wie sie nach ihrer
Klausur überraschend bekanntgab,
ab 1. Juli die Mehrwertsteuer auf be-
stimmte Grundnahrungsmittel auf
unter fünf Prozent setzen. Die EU er-
laubt zwar nur zwei begünstigte Steu-
ersätze, lässt aber einen weiteren zu,
wenn dieser unter fünf Prozent liegt.

Für welche Produkte die Umsatz-
steuer gesenkt werden soll, steht
aber noch nicht fest. Vizekanzler An-
dreas Babler (SPÖ) hatte am Sonntag
in der „ORF-Pressestunde“ bereits
Produkte aufgelistet. Das sei nur ein

erster Vorschlag, der nun am Tisch
liege, stellte Eibinger-Miedl klar. Es
werde noch Verhandlungen und Ge-
spräche mit Experten geben, um
einen geeigneten Warenkorb zusam-
menzustellen. Dass die Mehrwert-
steuersenkung notwendig sei, macht
Königsberger-Ludwig daran fest,
dass sich Österreich im Lebensmittel-
bereich mit 4,1 Prozent im Dezember
im europäischen Spitzenfeld der
Teuerung befinde. 

Gegenfinanziert werden soll der
niedrigere Mehrwertsteuersatz be-
kanntlich über eine Paketabgabe für
Drittstaatensendungen (das wird
derzeit EU-weit vorbereitet, Öster-
reich will auf die EU-weite Gebühr
von drei Euro noch etwas drauf-
schlagen) und über eine Plastikab-

Was die Lebensmittelpreise an-
geht, verwies das Trio auch auf das
Anti-Mogelpackungsgesetz (“Shrink-
flation-Gesetz“), das im April umge-
setzt werden soll, auf die geplante
zentrale Preistransparenzdatenbank
und den von der Statistik Austria vor-
gestellten Preisradar. Die Preissteige-
rung beim Wohnen will man über die
Mietpreisbremse bekämpfen: Seit
diesem Jahr gilt eine gesetzliche De-
ckelung von Mieterhöhungen,
zudem wird die Mindestbefristung
neuer Mietverträge von drei auf fünf
Jahre verlängert. 

Bereits wirksam sei das im De-
zember beschlossene Energiepaket.
Dieses umfasst unter anderem eine
Senkung der Elektrizitätsabgabe für
Haushalte auf 0,1 Cent, eine Halbie-
rung für Unternehmen, Entlas-
tungen bei Netz- und Abgaben sowie
einen Strompreisdeckel von 10 Cent
pro Kilowattstunde im Krisenfall. 

Zum Schluss hielt Schellhorn
noch fest: „Strukturänderungen
brauchen Zeit. All jenen, die sagen,
wir brauchen hier einen Milei ( Javier,
Anm.) muss man sagen, dass unsere
Verfassung, geschrieben von Kelsen,
eine andere ist. Da geht es nicht so
schnell.“ (red.)

bald gestorben“. Es gebe ja sein
Staatssekretariat, um darauf zu
schauen, dass es durch die Gesetzge-
bung zu keinem Bürokratieaufbau
komme. Ein „zweites großes Entbü-
rokratisierungspaket“ kündigte er
für Juni an. 

Wird es reichen?

Ob die bereits beschlossenen Schritte
in den Bereichen Wohnen, Energie
und Lebensmittel ausreichen
werden, um im kommenden Jahr das
von Kanzler Christian Stocker (ÖVP)
ausgegebene Inflationsziel von zwei
Prozent zu erreichen, könne man
aber nicht voraussagen – das sei auch
stark von globalen Entwicklungen
abhängig, sagte Schellhorn. Eibinger-
Miedl zeigte sich aber optimistisch.

gabe auf nicht recycelbares Plastik.
Letzteres würde heißen, dass Produ-
zenten, die nicht recyclebare Kunst-
stoffe verwenden, eine Abgabe
zahlen müssen. Man arbeite jetzt an
der konkreten Ausgestaltung der
Plastik-Abgabe, sagte Königsberger-
Ludwig. „Wir werden auch in diesem
Bereich genau darauf achten
müssen, dass diese Plastikabgabe
dann nicht an die Konsumentinnen
und Konsumenten weitergegeben
wird.“ Darauf müsse die Bundeswett-
bewerbsbehörde etwa mit Hilfe der
Preistransparenzdatenbank achten.

Angesprochen auf die Bedenken
der Industrie, dass aus der Plastikab-
gabe ein „Bürokratie-Monster“
werden könnte, erklärte Schellhorn:
„Zu Tode gefürchtet ist auch schon

Regierung. Deregulierungsstaatssekretär Josef Schellhorn (Neos) kündigte an,

darauf achten zu wollen, dass die Maßnahme zur Finanzierung der

Mehrwertsteuersenkung kein „Bürokratie-Monster“ werde.

Plastik-Abgabe soll nur
Unternehmen belasten

Wien. In Österreich stehen eine Ver-
längerung der Wehrpflicht und eine
Wiedereinführung der verpflich-
tenden Milizübungen bevor: Am
Dienstag wird eine von Verteidi-
gungsministerin Klaudia Tanner
(ÖVP) eingerichtete Kommission ihre
Konzepte für die künftige Ausgestal-
tung der Wehrpflicht präsentieren,
danach ist die Politik am Wort. In der
Koalition müssten noch Neos und
SPÖ überzeugt werden: Sie haben
sich im Vorfeld gegen eine längere
Wehrpflicht ausgesprochen. Aber
wie organisieren andere Länder ihre
Landesverteidigung? Die Konzepte
sind unterschiedlich. 

Berufsarmeen in den
großen Ländern

Die Österreicher haben 2012 in einer
Volksbefragung die Umstellung auf
ein Berufsheer abgelehnt, andere
Länder haben diesen Schwenk voll-
zogen: Deutschland hat 2011 die
Wehrpflicht ausgesetzt, Frankreich
hat diesen Schritt schon 1997 voll-
zogen, Großbritannien schon 1963.
Die USA sind 1973, nach dem Viet-
namkrieg, auf ein Berufsheer umge-
stiegen. Auch andere große Länder,
wie Italien oder Spanien, vertrauen
auf Berufssoldaten. Unter den klei-
neren Nationen sind es beispiels-

weise Slowenien, Belgien, Portugal,
Ungarn oder Bulgarien.

Inzwischen findet aber in vielen
dieser Länder ein Umdenken statt. In
Deutschland gibt es ebenso wie in
Frankreich und Großbritannien Be-
strebungen, wieder auf eine Wehr-
pflicht zu setzen. In Deutschland hat
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
klärt, dass er die Wiedereinführung
für wahrscheinlich halte. Die Bun-
deswehr müsse wieder „zurück in
die Mitte unserer Gesellschaft“. Das
allerdings ist noch nicht Regierungs-
linie: Da setzt man eher auf die Ver-
stärkung der Freiwilligkeit. Einen
ersten Schritt Richtung Wehrpflicht
gibt es aber schon: Seit Beginn dieses
Jahres müssen alle jungen Männer
zur Musterung. 

Polen hat zwar weiter eine Frei-
willigenarmee, hat aber inzwischen
beschlossen, dass alle Staatsbürger
zur Armee eingezogen werden
können, auch solche, die im Ausland
leben. Den Schwenk schon vollzogen
hat Kroatien: Da sind seit Anfang
Jänner alle für tauglich befundenen
jungen Männer verpflichtet, eine
zweimonatige Grundausbildung zu
machen. Nichts ändern am aktuellen

dienst eingezogen. Das Auswahlkri-
terium: Militärdienst sollen die Ge-
sündesten und Fittesten leisten – so
sie einen guten schulischen Back-
ground haben. Auch die Frage, ob
man dem Wehrdienst positiv gegen-
über steht, spielt eine Rolle. Der
Wehrdienst dauert je nach Verwen-
dung sechs bis 15 Monate

Auch Dänemark hat den Wehr-
dienst für Frauen eingeführt. Im Ge-
gensatz zu Schweden setzt man dort
aber auf Freiwilligkeit. Erst wenn sich
nicht genügend Freiwillige finden
sollten, greift man auf Verpflich-
tungen zurück, wobei dann die
Wehrpflichtigen per Los bestimmt
werden. In den vergangenen Jahren
war das allerdings nicht notwendig,
es haben sich immer genügend Frei-
willige für den elfmonatigen Wehr-
dienst gefunden. 

Ein Land vertraut ganz auf
den Schutz der Nato

Nicht jedes Land hat eine eigene Ver-
teidigung. Island verzichtet auf eine
Armee. Das Land ist im Jahr 1949
unter der Voraussetzung der Nato
beigetreten, keine eigenen Truppen
unterhalten zu müssen. Man setzt
ganz auf den Schutz durch das Vertei-
digungsbündnis. Bei der Luftraum-
und Küstenüberwachung kooperiert
die ehemalige dänische Kolonie mit
Dänemark und Norwegen. 

baltischen Staaten dauert der Grund-
wehrdienst neun bis zwölf Monate, in
Griechenland zwölf Monate. In Finn-
land kann der Grundwehrdienst je
nach Spezialisierung sechs, neun
oder zwölf Monate dauern, danach
sind Waffenübungen zu absolvieren. 

Schweden geht neue
Wege bei Rekrutierung

Innovativ sind die Konzepte, die
Schweden bei der Wiedereinführung
der Wehrpflicht gewählt hat. In
Schweden sind Männer und Frauen
gleichermaßen wehrpflichtig, es
wird aber nicht der gesamte Jahrgang
eingezogen. Und im Gegensatz zu an-
deren Ländern setzt man auch nicht
auf Freiwilligkeit, sondern die Armee
sucht sich gezielt die am besten geeig-
neten Kandidaten für den Wehr-
dienst aus. 

Konkret sieht dies so aus, dass
alle jungen Menschen einen Frage-
bogen ausfüllen müssen. Rund 30
Prozent jedes Jahrgangs werden
dann zur Musterung eingeladen,
8000 von 110.000 eines Jahrganges
werden dann tatsächlich zum Militär-

Status will Spanien. Und auch in Ita-
lien wird maximal über eine freiwil-
lige Wehrpflicht diskutiert. 

Schweiz als Vorbild für
Milizsysteme

Die Schweiz ist nicht nur ein Vorbild
für die österreichische Neutralität,
sondern auch für das Milizsystem:
Unser Nachbarland hat eine echte Mi-
lizarmee, die Miliz ist also der Kern
der Truppe und nicht eine Ergän-
zung für die Berufskader. Berufssol-
daten gibt es dort auch, sie machen
aber nur fünf Prozent der Truppe
aus. Die Grundausbildung für die Re-
kruten dauert 18 Wochen und muss
im Alter von 18 bis 24 absolviert
werden, in den neun Jahren danach
sind sechs Truppenübungen von je-
weils drei Wochen Dauer zu absol-
vieren. 

In der EU haben neben Öster-
reich auch noch die baltischen
Staaten Estland, Lettland und Li-
tauen, die Wehrpflicht beibehalten,
weiters Griechenland, Zypern, Finn-
land und Dänemark. Schweden hat
sie 2017 wieder eingeführt. In den

Wehrpflicht. Vom Milizsystem bis zur reinen Berufsarmee: Die

Konzepte in Europa sind unterschiedlich. Viele Länder in Europa

sind dabei, sich umzuorientieren. 

VON MARTIN FRITZL
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Wien. Die Regierung ist dieser Tage
bemüht, die Ergebnisse ihrer
Klausur, und somit das Arbeitspro-
gramm für dieses Jahr, gut zu ver-
kaufen. Und so trat am Montag ein
Staatssekretärstrio – Barbara Ei-
binger-Miedl (Finanzen, ÖVP), Ulrike
Königsberger-Ludwig (Konsumen-
tenschutz, SPÖ) und Josef Schellhorn
(Deregulierung, Neos) – vor die
Presse. 

Unter dem Motto „Inflation
senken, Aufschwung ermöglichen“
zogen sie Bilanz über die in diesem
Bereich schon gesetzten Schritte und
gaben einen Ausblick über die nun
neu geplanten Maßnahmen.

Zur Teuerungsbekämpfung will
die Regierung, wie sie nach ihrer
Klausur überraschend bekanntgab,
ab 1. Juli die Mehrwertsteuer auf be-
stimmte Grundnahrungsmittel auf
unter fünf Prozent setzen. Die EU er-
laubt zwar nur zwei begünstigte Steu-
ersätze, lässt aber einen weiteren zu,
wenn dieser unter fünf Prozent liegt.

Für welche Produkte die Umsatz-
steuer gesenkt werden soll, steht
aber noch nicht fest. Vizekanzler An-
dreas Babler (SPÖ) hatte am Sonntag
in der „ORF-Pressestunde“ bereits
Produkte aufgelistet. Das sei nur ein

erster Vorschlag, der nun am Tisch
liege, stellte Eibinger-Miedl klar. Es
werde noch Verhandlungen und Ge-
spräche mit Experten geben, um
einen geeigneten Warenkorb zusam-
menzustellen. Dass die Mehrwert-
steuersenkung notwendig sei, macht
Königsberger-Ludwig daran fest,
dass sich Österreich im Lebensmittel-
bereich mit 4,1 Prozent im Dezember
im europäischen Spitzenfeld der
Teuerung befinde. 

Gegenfinanziert werden soll der
niedrigere Mehrwertsteuersatz be-
kanntlich über eine Paketabgabe für
Drittstaatensendungen (das wird
derzeit EU-weit vorbereitet, Öster-
reich will auf die EU-weite Gebühr
von drei Euro noch etwas drauf-
schlagen) und über eine Plastikab-

Was die Lebensmittelpreise an-
geht, verwies das Trio auch auf das
Anti-Mogelpackungsgesetz (“Shrink-
flation-Gesetz“), das im April umge-
setzt werden soll, auf die geplante
zentrale Preistransparenzdatenbank
und den von der Statistik Austria vor-
gestellten Preisradar. Die Preissteige-
rung beim Wohnen will man über die
Mietpreisbremse bekämpfen: Seit
diesem Jahr gilt eine gesetzliche De-
ckelung von Mieterhöhungen,
zudem wird die Mindestbefristung
neuer Mietverträge von drei auf fünf
Jahre verlängert. 

Bereits wirksam sei das im De-
zember beschlossene Energiepaket.
Dieses umfasst unter anderem eine
Senkung der Elektrizitätsabgabe für
Haushalte auf 0,1 Cent, eine Halbie-
rung für Unternehmen, Entlas-
tungen bei Netz- und Abgaben sowie
einen Strompreisdeckel von 10 Cent
pro Kilowattstunde im Krisenfall. 

Zum Schluss hielt Schellhorn
noch fest: „Strukturänderungen
brauchen Zeit. All jenen, die sagen,
wir brauchen hier einen Milei ( Javier,
Anm.) muss man sagen, dass unsere
Verfassung, geschrieben von Kelsen,
eine andere ist. Da geht es nicht so
schnell.“ (red.)

bald gestorben“. Es gebe ja sein
Staatssekretariat, um darauf zu
schauen, dass es durch die Gesetzge-
bung zu keinem Bürokratieaufbau
komme. Ein „zweites großes Entbü-
rokratisierungspaket“ kündigte er
für Juni an. 

Wird es reichen?

Ob die bereits beschlossenen Schritte
in den Bereichen Wohnen, Energie
und Lebensmittel ausreichen
werden, um im kommenden Jahr das
von Kanzler Christian Stocker (ÖVP)
ausgegebene Inflationsziel von zwei
Prozent zu erreichen, könne man
aber nicht voraussagen – das sei auch
stark von globalen Entwicklungen
abhängig, sagte Schellhorn. Eibinger-
Miedl zeigte sich aber optimistisch.

gabe auf nicht recycelbares Plastik.
Letzteres würde heißen, dass Produ-
zenten, die nicht recyclebare Kunst-
stoffe verwenden, eine Abgabe
zahlen müssen. Man arbeite jetzt an
der konkreten Ausgestaltung der
Plastik-Abgabe, sagte Königsberger-
Ludwig. „Wir werden auch in diesem
Bereich genau darauf achten
müssen, dass diese Plastikabgabe
dann nicht an die Konsumentinnen
und Konsumenten weitergegeben
wird.“ Darauf müsse die Bundeswett-
bewerbsbehörde etwa mit Hilfe der
Preistransparenzdatenbank achten.

Angesprochen auf die Bedenken
der Industrie, dass aus der Plastikab-
gabe ein „Bürokratie-Monster“
werden könnte, erklärte Schellhorn:
„Zu Tode gefürchtet ist auch schon

Regierung. Deregulierungsstaatssekretär Josef Schellhorn (Neos) kündigte an,

darauf achten zu wollen, dass die Maßnahme zur Finanzierung der

Mehrwertsteuersenkung kein „Bürokratie-Monster“ werde.

Plastik-Abgabe soll nur
Unternehmen belasten

Wien. In Österreich stehen eine Ver-
längerung der Wehrpflicht und eine
Wiedereinführung der verpflich-
tenden Milizübungen bevor: Am
Dienstag wird eine von Verteidi-
gungsministerin Klaudia Tanner
(ÖVP) eingerichtete Kommission ihre
Konzepte für die künftige Ausgestal-
tung der Wehrpflicht präsentieren,
danach ist die Politik am Wort. In der
Koalition müssten noch Neos und
SPÖ überzeugt werden: Sie haben
sich im Vorfeld gegen eine längere
Wehrpflicht ausgesprochen. Aber
wie organisieren andere Länder ihre
Landesverteidigung? Die Konzepte
sind unterschiedlich. 

Berufsarmeen in den
großen Ländern

Die Österreicher haben 2012 in einer
Volksbefragung die Umstellung auf
ein Berufsheer abgelehnt, andere
Länder haben diesen Schwenk voll-
zogen: Deutschland hat 2011 die
Wehrpflicht ausgesetzt, Frankreich
hat diesen Schritt schon 1997 voll-
zogen, Großbritannien schon 1963.
Die USA sind 1973, nach dem Viet-
namkrieg, auf ein Berufsheer umge-
stiegen. Auch andere große Länder,
wie Italien oder Spanien, vertrauen
auf Berufssoldaten. Unter den klei-
neren Nationen sind es beispiels-

weise Slowenien, Belgien, Portugal,
Ungarn oder Bulgarien.

Inzwischen findet aber in vielen
dieser Länder ein Umdenken statt. In
Deutschland gibt es ebenso wie in
Frankreich und Großbritannien Be-
strebungen, wieder auf eine Wehr-
pflicht zu setzen. In Deutschland hat
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
klärt, dass er die Wiedereinführung
für wahrscheinlich halte. Die Bun-
deswehr müsse wieder „zurück in
die Mitte unserer Gesellschaft“. Das
allerdings ist noch nicht Regierungs-
linie: Da setzt man eher auf die Ver-
stärkung der Freiwilligkeit. Einen
ersten Schritt Richtung Wehrpflicht
gibt es aber schon: Seit Beginn dieses
Jahres müssen alle jungen Männer
zur Musterung. 

Polen hat zwar weiter eine Frei-
willigenarmee, hat aber inzwischen
beschlossen, dass alle Staatsbürger
zur Armee eingezogen werden
können, auch solche, die im Ausland
leben. Den Schwenk schon vollzogen
hat Kroatien: Da sind seit Anfang
Jänner alle für tauglich befundenen
jungen Männer verpflichtet, eine
zweimonatige Grundausbildung zu
machen. Nichts ändern am aktuellen

dienst eingezogen. Das Auswahlkri-
terium: Militärdienst sollen die Ge-
sündesten und Fittesten leisten – so
sie einen guten schulischen Back-
ground haben. Auch die Frage, ob
man dem Wehrdienst positiv gegen-
über steht, spielt eine Rolle. Der
Wehrdienst dauert je nach Verwen-
dung sechs bis 15 Monate

Auch Dänemark hat den Wehr-
dienst für Frauen eingeführt. Im Ge-
gensatz zu Schweden setzt man dort
aber auf Freiwilligkeit. Erst wenn sich
nicht genügend Freiwillige finden
sollten, greift man auf Verpflich-
tungen zurück, wobei dann die
Wehrpflichtigen per Los bestimmt
werden. In den vergangenen Jahren
war das allerdings nicht notwendig,
es haben sich immer genügend Frei-
willige für den elfmonatigen Wehr-
dienst gefunden. 

Ein Land vertraut ganz auf
den Schutz der Nato

Nicht jedes Land hat eine eigene Ver-
teidigung. Island verzichtet auf eine
Armee. Das Land ist im Jahr 1949
unter der Voraussetzung der Nato
beigetreten, keine eigenen Truppen
unterhalten zu müssen. Man setzt
ganz auf den Schutz durch das Vertei-
digungsbündnis. Bei der Luftraum-
und Küstenüberwachung kooperiert
die ehemalige dänische Kolonie mit
Dänemark und Norwegen. 

baltischen Staaten dauert der Grund-
wehrdienst neun bis zwölf Monate, in
Griechenland zwölf Monate. In Finn-
land kann der Grundwehrdienst je
nach Spezialisierung sechs, neun
oder zwölf Monate dauern, danach
sind Waffenübungen zu absolvieren. 

Schweden geht neue
Wege bei Rekrutierung

Innovativ sind die Konzepte, die
Schweden bei der Wiedereinführung
der Wehrpflicht gewählt hat. In
Schweden sind Männer und Frauen
gleichermaßen wehrpflichtig, es
wird aber nicht der gesamte Jahrgang
eingezogen. Und im Gegensatz zu an-
deren Ländern setzt man auch nicht
auf Freiwilligkeit, sondern die Armee
sucht sich gezielt die am besten geeig-
neten Kandidaten für den Wehr-
dienst aus. 

Konkret sieht dies so aus, dass
alle jungen Menschen einen Frage-
bogen ausfüllen müssen. Rund 30
Prozent jedes Jahrgangs werden
dann zur Musterung eingeladen,
8000 von 110.000 eines Jahrganges
werden dann tatsächlich zum Militär-

Status will Spanien. Und auch in Ita-
lien wird maximal über eine freiwil-
lige Wehrpflicht diskutiert. 

Schweiz als Vorbild für
Milizsysteme

Die Schweiz ist nicht nur ein Vorbild
für die österreichische Neutralität,
sondern auch für das Milizsystem:
Unser Nachbarland hat eine echte Mi-
lizarmee, die Miliz ist also der Kern
der Truppe und nicht eine Ergän-
zung für die Berufskader. Berufssol-
daten gibt es dort auch, sie machen
aber nur fünf Prozent der Truppe
aus. Die Grundausbildung für die Re-
kruten dauert 18 Wochen und muss
im Alter von 18 bis 24 absolviert
werden, in den neun Jahren danach
sind sechs Truppenübungen von je-
weils drei Wochen Dauer zu absol-
vieren. 

In der EU haben neben Öster-
reich auch noch die baltischen
Staaten Estland, Lettland und Li-
tauen, die Wehrpflicht beibehalten,
weiters Griechenland, Zypern, Finn-
land und Dänemark. Schweden hat
sie 2017 wieder eingeführt. In den

Wehrpflicht. Vom Milizsystem bis zur reinen Berufsarmee: Die

Konzepte in Europa sind unterschiedlich. Viele Länder in Europa

sind dabei, sich umzuorientieren. 
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Wien. Die Regierung ist dieser Tage
bemüht, die Ergebnisse ihrer
Klausur, und somit das Arbeitspro-
gramm für dieses Jahr, gut zu ver-
kaufen. Und so trat am Montag ein
Staatssekretärstrio – Barbara Ei-
binger-Miedl (Finanzen, ÖVP), Ulrike
Königsberger-Ludwig (Konsumen-
tenschutz, SPÖ) und Josef Schellhorn
(Deregulierung, Neos) – vor die
Presse. 

Unter dem Motto „Inflation
senken, Aufschwung ermöglichen“
zogen sie Bilanz über die in diesem
Bereich schon gesetzten Schritte und
gaben einen Ausblick über die nun
neu geplanten Maßnahmen.

Zur Teuerungsbekämpfung will
die Regierung, wie sie nach ihrer
Klausur überraschend bekanntgab,
ab 1. Juli die Mehrwertsteuer auf be-
stimmte Grundnahrungsmittel auf
unter fünf Prozent setzen. Die EU er-
laubt zwar nur zwei begünstigte Steu-
ersätze, lässt aber einen weiteren zu,
wenn dieser unter fünf Prozent liegt.

Für welche Produkte die Umsatz-
steuer gesenkt werden soll, steht
aber noch nicht fest. Vizekanzler An-
dreas Babler (SPÖ) hatte am Sonntag
in der „ORF-Pressestunde“ bereits
Produkte aufgelistet. Das sei nur ein

erster Vorschlag, der nun am Tisch
liege, stellte Eibinger-Miedl klar. Es
werde noch Verhandlungen und Ge-
spräche mit Experten geben, um
einen geeigneten Warenkorb zusam-
menzustellen. Dass die Mehrwert-
steuersenkung notwendig sei, macht
Königsberger-Ludwig daran fest,
dass sich Österreich im Lebensmittel-
bereich mit 4,1 Prozent im Dezember
im europäischen Spitzenfeld der
Teuerung befinde. 

Gegenfinanziert werden soll der
niedrigere Mehrwertsteuersatz be-
kanntlich über eine Paketabgabe für
Drittstaatensendungen (das wird
derzeit EU-weit vorbereitet, Öster-
reich will auf die EU-weite Gebühr
von drei Euro noch etwas drauf-
schlagen) und über eine Plastikab-

Was die Lebensmittelpreise an-
geht, verwies das Trio auch auf das
Anti-Mogelpackungsgesetz (“Shrink-
flation-Gesetz“), das im April umge-
setzt werden soll, auf die geplante
zentrale Preistransparenzdatenbank
und den von der Statistik Austria vor-
gestellten Preisradar. Die Preissteige-
rung beim Wohnen will man über die
Mietpreisbremse bekämpfen: Seit
diesem Jahr gilt eine gesetzliche De-
ckelung von Mieterhöhungen,
zudem wird die Mindestbefristung
neuer Mietverträge von drei auf fünf
Jahre verlängert. 

Bereits wirksam sei das im De-
zember beschlossene Energiepaket.
Dieses umfasst unter anderem eine
Senkung der Elektrizitätsabgabe für
Haushalte auf 0,1 Cent, eine Halbie-
rung für Unternehmen, Entlas-
tungen bei Netz- und Abgaben sowie
einen Strompreisdeckel von 10 Cent
pro Kilowattstunde im Krisenfall. 

Zum Schluss hielt Schellhorn
noch fest: „Strukturänderungen
brauchen Zeit. All jenen, die sagen,
wir brauchen hier einen Milei ( Javier,
Anm.) muss man sagen, dass unsere
Verfassung, geschrieben von Kelsen,
eine andere ist. Da geht es nicht so
schnell.“ (red.)

bald gestorben“. Es gebe ja sein
Staatssekretariat, um darauf zu
schauen, dass es durch die Gesetzge-
bung zu keinem Bürokratieaufbau
komme. Ein „zweites großes Entbü-
rokratisierungspaket“ kündigte er
für Juni an. 

Wird es reichen?

Ob die bereits beschlossenen Schritte
in den Bereichen Wohnen, Energie
und Lebensmittel ausreichen
werden, um im kommenden Jahr das
von Kanzler Christian Stocker (ÖVP)
ausgegebene Inflationsziel von zwei
Prozent zu erreichen, könne man
aber nicht voraussagen – das sei auch
stark von globalen Entwicklungen
abhängig, sagte Schellhorn. Eibinger-
Miedl zeigte sich aber optimistisch.

gabe auf nicht recycelbares Plastik.
Letzteres würde heißen, dass Produ-
zenten, die nicht recyclebare Kunst-
stoffe verwenden, eine Abgabe
zahlen müssen. Man arbeite jetzt an
der konkreten Ausgestaltung der
Plastik-Abgabe, sagte Königsberger-
Ludwig. „Wir werden auch in diesem
Bereich genau darauf achten
müssen, dass diese Plastikabgabe
dann nicht an die Konsumentinnen
und Konsumenten weitergegeben
wird.“ Darauf müsse die Bundeswett-
bewerbsbehörde etwa mit Hilfe der
Preistransparenzdatenbank achten.

Angesprochen auf die Bedenken
der Industrie, dass aus der Plastikab-
gabe ein „Bürokratie-Monster“
werden könnte, erklärte Schellhorn:
„Zu Tode gefürchtet ist auch schon

Regierung. Deregulierungsstaatssekretär Josef Schellhorn (Neos) kündigte an,

darauf achten zu wollen, dass die Maßnahme zur Finanzierung der

Mehrwertsteuersenkung kein „Bürokratie-Monster“ werde.

Plastik-Abgabe soll nur
Unternehmen belasten

Wien. In Österreich stehen eine Ver-
längerung der Wehrpflicht und eine
Wiedereinführung der verpflich-
tenden Milizübungen bevor: Am
Dienstag wird eine von Verteidi-
gungsministerin Klaudia Tanner
(ÖVP) eingerichtete Kommission ihre
Konzepte für die künftige Ausgestal-
tung der Wehrpflicht präsentieren,
danach ist die Politik am Wort. In der
Koalition müssten noch Neos und
SPÖ überzeugt werden: Sie haben
sich im Vorfeld gegen eine längere
Wehrpflicht ausgesprochen. Aber
wie organisieren andere Länder ihre
Landesverteidigung? Die Konzepte
sind unterschiedlich. 

Berufsarmeen in den
großen Ländern

Die Österreicher haben 2012 in einer
Volksbefragung die Umstellung auf
ein Berufsheer abgelehnt, andere
Länder haben diesen Schwenk voll-
zogen: Deutschland hat 2011 die
Wehrpflicht ausgesetzt, Frankreich
hat diesen Schritt schon 1997 voll-
zogen, Großbritannien schon 1963.
Die USA sind 1973, nach dem Viet-
namkrieg, auf ein Berufsheer umge-
stiegen. Auch andere große Länder,
wie Italien oder Spanien, vertrauen
auf Berufssoldaten. Unter den klei-
neren Nationen sind es beispiels-

weise Slowenien, Belgien, Portugal,
Ungarn oder Bulgarien.

Inzwischen findet aber in vielen
dieser Länder ein Umdenken statt. In
Deutschland gibt es ebenso wie in
Frankreich und Großbritannien Be-
strebungen, wieder auf eine Wehr-
pflicht zu setzen. In Deutschland hat
Bundeskanzler Friedrich Merz er-
klärt, dass er die Wiedereinführung
für wahrscheinlich halte. Die Bun-
deswehr müsse wieder „zurück in
die Mitte unserer Gesellschaft“. Das
allerdings ist noch nicht Regierungs-
linie: Da setzt man eher auf die Ver-
stärkung der Freiwilligkeit. Einen
ersten Schritt Richtung Wehrpflicht
gibt es aber schon: Seit Beginn dieses
Jahres müssen alle jungen Männer
zur Musterung. 

Polen hat zwar weiter eine Frei-
willigenarmee, hat aber inzwischen
beschlossen, dass alle Staatsbürger
zur Armee eingezogen werden
können, auch solche, die im Ausland
leben. Den Schwenk schon vollzogen
hat Kroatien: Da sind seit Anfang
Jänner alle für tauglich befundenen
jungen Männer verpflichtet, eine
zweimonatige Grundausbildung zu
machen. Nichts ändern am aktuellen

dienst eingezogen. Das Auswahlkri-
terium: Militärdienst sollen die Ge-
sündesten und Fittesten leisten – so
sie einen guten schulischen Back-
ground haben. Auch die Frage, ob
man dem Wehrdienst positiv gegen-
über steht, spielt eine Rolle. Der
Wehrdienst dauert je nach Verwen-
dung sechs bis 15 Monate

Auch Dänemark hat den Wehr-
dienst für Frauen eingeführt. Im Ge-
gensatz zu Schweden setzt man dort
aber auf Freiwilligkeit. Erst wenn sich
nicht genügend Freiwillige finden
sollten, greift man auf Verpflich-
tungen zurück, wobei dann die
Wehrpflichtigen per Los bestimmt
werden. In den vergangenen Jahren
war das allerdings nicht notwendig,
es haben sich immer genügend Frei-
willige für den elfmonatigen Wehr-
dienst gefunden. 

Ein Land vertraut ganz auf
den Schutz der Nato

Nicht jedes Land hat eine eigene Ver-
teidigung. Island verzichtet auf eine
Armee. Das Land ist im Jahr 1949
unter der Voraussetzung der Nato
beigetreten, keine eigenen Truppen
unterhalten zu müssen. Man setzt
ganz auf den Schutz durch das Vertei-
digungsbündnis. Bei der Luftraum-
und Küstenüberwachung kooperiert
die ehemalige dänische Kolonie mit
Dänemark und Norwegen. 

baltischen Staaten dauert der Grund-
wehrdienst neun bis zwölf Monate, in
Griechenland zwölf Monate. In Finn-
land kann der Grundwehrdienst je
nach Spezialisierung sechs, neun
oder zwölf Monate dauern, danach
sind Waffenübungen zu absolvieren. 

Schweden geht neue
Wege bei Rekrutierung

Innovativ sind die Konzepte, die
Schweden bei der Wiedereinführung
der Wehrpflicht gewählt hat. In
Schweden sind Männer und Frauen
gleichermaßen wehrpflichtig, es
wird aber nicht der gesamte Jahrgang
eingezogen. Und im Gegensatz zu an-
deren Ländern setzt man auch nicht
auf Freiwilligkeit, sondern die Armee
sucht sich gezielt die am besten geeig-
neten Kandidaten für den Wehr-
dienst aus. 

Konkret sieht dies so aus, dass
alle jungen Menschen einen Frage-
bogen ausfüllen müssen. Rund 30
Prozent jedes Jahrgangs werden
dann zur Musterung eingeladen,
8000 von 110.000 eines Jahrganges
werden dann tatsächlich zum Militär-

Status will Spanien. Und auch in Ita-
lien wird maximal über eine freiwil-
lige Wehrpflicht diskutiert. 

Schweiz als Vorbild für
Milizsysteme

Die Schweiz ist nicht nur ein Vorbild
für die österreichische Neutralität,
sondern auch für das Milizsystem:
Unser Nachbarland hat eine echte Mi-
lizarmee, die Miliz ist also der Kern
der Truppe und nicht eine Ergän-
zung für die Berufskader. Berufssol-
daten gibt es dort auch, sie machen
aber nur fünf Prozent der Truppe
aus. Die Grundausbildung für die Re-
kruten dauert 18 Wochen und muss
im Alter von 18 bis 24 absolviert
werden, in den neun Jahren danach
sind sechs Truppenübungen von je-
weils drei Wochen Dauer zu absol-
vieren. 

In der EU haben neben Öster-
reich auch noch die baltischen
Staaten Estland, Lettland und Li-
tauen, die Wehrpflicht beibehalten,
weiters Griechenland, Zypern, Finn-
land und Dänemark. Schweden hat
sie 2017 wieder eingeführt. In den

Wehrpflicht. Vom Milizsystem bis zur reinen Berufsarmee: Die

Konzepte in Europa sind unterschiedlich. Viele Länder in Europa

sind dabei, sich umzuorientieren. 

VON MARTIN FRITZL

Wie andere die Verteidigung organisieren
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Wie andere die Verteidigung organisieren

�
A)	 Vor dem Lesen

a)	 Beschreiben Sie, was Sicherheit für Sie persön-
lich im Alltag bedeutet. 

b)	 Erläutern Sie, welche Rolle Staat und Gesell-
schaft Ihrer Ansicht nach in der Gewährleistung 
für Sicherheit übernehmen sollten.

c)	 Nehmen Sie Stellung, ob der Wehrdienst für 
junge Männer aus Ihrer Sicht heute noch zeit-
gemäß ist.

/
B) Textbearbeitung

a)	 Lesen Sie den Artikel aufmerksam durch.

b)	 Stellen Sie die im Artikel skizzierten Modelle 
der Landesverteidigung in Europa dar. 

c)	 Vergleichen Sie die Verteidigungsmodelle 
zweier Länder Ihrer Wahl. Erstellen Sie dafür 
eine Tabelle und arbeiten Sie Gemeinsamkeiten 
sowie Unterschiede heraus.  

d)	 Analysieren Sie die politischen und gesell-
schaftlichen Überlegungen, die hinter den 
unterschiedlichen Modellen stehen. 

e)	 Bewerten Sie, welches der beschriebenen 
Modelle für Österreich aus Ihrer Sicht langfristig 
am sinnvollsten erscheint, und begründen Sie 
Ihre Einschätzung.

s
C) Textproduktion

	 Situation: Ihre Schulzeitung plant einen 
Schwerpunkt zum Thema „Sicherheit und 
Zukunft“. Nach der Lektüre des Artikels 
„Wie andere die Verteidigung organisieren“ 
entscheiden Sie sich, einen meinungsbetonten 
Text zu dem Thema zu schreiben. Verfassen 
Sie einen Kommentar und bearbeiten Sie die 
folgenden Arbeitsaufträge: 
•	 Stellen Sie die Unterschiede zwischen Wehr-

pflicht, Milizsystem und Berufsarmee dar.
•	 Erläutern Sie anhand der Beispiele im 

Artikel, welche Auswirkungen die unter-
schiedlichen Verteidigungsmodelle auf 
junge Erwachsene haben.

•	 Erörtern Sie auf Basis des Textes, ob die 
Wehrpflicht vor dem Hintergrund aktu-
eller politischer und sicherheitspolitischer 
Entwicklungen nachvollziehbar ist.

	 Schreiben Sie zwischen 270 und 330 Wörter. 
Markieren Sie Absätze mittels Leerzeilen. 

ÿ
D) Weiterführende Aufgabe

	 Gestalten Sie eine visuelle Darstellung (z. B. 
Skizze, Mindmap etc.), in der Sie für mindestens 
zwei Verteidigungsmodelle darstellen,
•	 in welchem Spannungsverhältnis Sicherheit, 

Freiheit und Verantwortung in unterschied-
lichen Verteidigungsmodellen stehen, 

•	 wie dieses Spannungsverhältnis politisch 
oder gesellschaftlich begründet wird.


